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Gesetz 
über die Gewährung von Kindergeld für zweite Kinder 

und die Errichtung einer Kindergeldkasse 
(Kindergeldkassengesetz - KGKG) 

Vom 18. Juli 1961 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes­
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Ersler Abschnill 

Berechtigung, Lc~istungen 

§ 1 

Anspruchsvoraussetzungen 
(1) Anspruch auf Kindergeld für das zweite Kind 

(Zweitkindergeld) haben Personen, deren Jahresein­
kommen in dem Berechnungsjahr 7200 Deutsche 
Mark nicht überstiegen hat. 

(2) Haben bei Ehegatten im Berechnungsjahr die 
Voraussetzungen des § 26 Abs. 1 des Einkommen­
steuergesetzes vorgelegen, so gilt die Summe ihrer 
Einkommen als Einkommen des Berechtigten. 

§ 2 

Jahreseinkommen, Berechnungsjahr 

(1) Jahreseinkommen ist bei Arbeitnehmern, die 
nicht zur Einkommensteuer veranlagt werden, der 
Jahresarbeitslohn (§ 39 Abs. 1 Satz 1 dPs Einkom­
mensteuergesetzes) nach Kürzung um 

1. den auf der Lohnsteuerkarte eingetra­
genen und den im Lohnsteuer-J ahresaus­
gleich nachträglich berücksichtigten steuer-
freien Jahresbetrag, · 

2. den Weihnachts-Freibetrag nach § 3 Ziff. 17 
des Einkommensteuergesetzes 

und nach Erhöhung um den auf der Lohnsteuer­
karte eingetragenen J ahreshinzurechnungs betrag. 
Haben beide Ehegatten im Berechnungsjahr Arbeits­
lohn bezogen und sind die Einkommen der beiden 
Ehegatten nach § 1 Abs. 2 zusammenzurechnen, so 
ist die Summe ihrer Jahresarbeitslöhne um einen 
Betrag in Höhe der in § 9 a Ziff. 1 und § 10 c Ziff. 1 

Z 1997 A 

des Einkommensteuergesetzes bezeichneten Beträge, 
höchstens jedoch in Höhe des Arbeitslohnes des 
Ehegatten mit dem niedrigeren Arbeitslohn, zu 
kürzen. 

(2) Jahreseinkommen ist bei Personen, die nicht 
unter Absatz 1 fallen, der zu versteuernde Einkom­
mensbetrag im Sinne des § 32 Abs. 1 des Einkom­
mensteuergesetzes nach Erhöhung um 

1. die Kinderfreibeträge nach § 32 Abs. 2 
Ziff. 4 des Einkommensteuergesetzes, 

2. den Sonderfreibetrag nach § 32 Abs. 3 
Ziff. 1 des Einkommensteuergesetzes, 

3. einen Angleichungsbetrag in Höhe der in 
§ 9 a Ziff. 1 und § 10 c Ziff. 1 des Einkom­
mensteuergesetzes bezeichneten Beträge. 

Bei der Berechnung des Jahreseinkommens bleiben 
Einkünfte der Kinder (§ 32 Abs. 2 Ziff. 3 des Ein­
kommensteuergesetzes) außer Betracht. 

(3) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial­
ordnung wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen durch Rechtsverord­
nung zu bestimmen, daß das nach Absatz 1 · oder 2 
berechnete Jahreseinkommen um Einkünfte zu er­
höhen ist, für die dem Berechtigten ein Anspruch 
auf Befreiung von der Einkommensteuer 

1. nach allgemeinen völkerrechtlichen Grund­
sätzen unter Wahrung der Gegenseitigkeit 
(§ 3 Ziff. 29 des Einkommensteuergesetzes), 

2. nach Doppelbesteuerungsabkommen und 
anderen zwischenstaatlichen Vereinbarun­
gen, 

3. nach §§ 3 a und 3 b des Einkommensteuer­
gesetzes 

zusteht, soweit es die Billigkeit unter Berücksichti­
gung des Zweckes der Steuerbefreiung erfordert. 
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Dabei kann bestimmt werden, in welcher Weise 
diese Einkünfte in Ubereinstimmung mit den Grund­
sätzen der Absätze 1 und 2 zu berechnen sind; die 
Rechtsverordnung kann eine Schätzung und Pauscha­
lierung dieser Einkünfte vorsehen. 

(4) Berechnungsjahr ist, soweit die Gewährung 
von Zweitkindergeld für die ersten sechs Monate 
eines Kalenderjahres in Betracht kommt, das vor­
letzte Kalenderjahr, soweit die Gewährung von 
Zweitkindergeld für die späteren Monate eines 
Kalenderjahres in Betracht kommt, das letzte Kalen­
derjahr. Wird der Antrag auf Zweitkindergeld erst­
mals in den ersten sechs Monaten eines Kalender­
jahres gestellt, so ist Berechnungsjahr, auch soweit 
die Gewährung von Zweitkindergeld für die ersten 
sechs Monate dieses Kalenderjahres in Betracht 
kommt, das letzte Kalenderjahr, wenn der Antrag­
steller dieses verlangt. Ist in den Fällen des Absat­
zes 2 eine Veranlagung zur Einkommensteuer nur 
für ein früheres als das nach Satz 1 oder 2 maß­
gebende Kalenderjahr durchgeführt, so ist Berech­
nungsjahr das Jahr, für das die letzte Veranlagung 
durchgeführt ist. 

(5) Bei Personen, die in dem nach Absatz 4 Satz 1 
maßgebenden Kalenderjahr länger als sechs Monate 
außerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes 
erwerbstätig waren oder ohne Erwerbstätigkeit 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatten, ist Berech­
nungsjahr das laufende Kalenderjahr. Als Jahres­
einkommen gilt bei Arbeitnehmern das Arbeitsent­
gelt, das sie während der ersten mindestens zwanzig 
Tage mit Anspruch auf Arbeitsentgelt umfassenden 
Lohnabrechnungszeiträume innerhalb des Geltungs­
bereiches dieses Gesetzes in der Arbeitsstunde durch­
schnittlich erzielt haben, vervielfacht mit der 52-
fachen Zahl der tariflichen regelmäßigen wöchent­
lichen Arbeitszeit im Sinne des § 90 Abs. 4 des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen­
versicherung. Ist das Arbeitsentgelt in einem spä­
teren Lohnabrechnungszeitraum nicht nur aus­
nahmsweise niedriger gewesen, so hat die Kinder­
geldkasse für die Berechnung des Jahreseinkom­
mens von dem niedrigeren Arbeitsentgelt auszu­
gehen. Bei Personen, die nicht als Arbeitnehmer 
erwerbstätig sind, gilt als Jahreseinkommen das 
Arbeitsentgelt, das bei einer Arbeitnehmertätigkeit, 
die der von ihnen ausgeübten Erwerbstätigkeit ver­
gleichbar ist, üblicherweise jährlich verdient wird. 

§ 3 

Ausnahmen 

(1) Anspruch auf Zweitkindergeld besteht nicht 
für Kinder 

1. von Personen, die in einem öffentlich­
rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnis 
stehen und Bezüge unter Anwendung be­
soldungsrechtlicher Vorschriften über Kin­
derzuschläge erhalten, 

2. von Arbeitnehmern des Bundes, der Län­
der, der Gemeinden (Gemeindeverbände) 
und der sonstigen Körperschaften, Anstal­
ten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, 

3. von Empfängern von Versorgungsbezügen 
nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder 

Grundsätzen mit Ausnahme solcher Kinder 
von Witwen, für die die Vorschriften über 
Kinderzuschläge keine Anwendung finden. 

(2) Den Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts stehen die Verwaltungen 
und Betriebe sowie Anstalten, Einrichtungen und 
Vereinigungen gleich, die ihnen auf Grund des 
§ 3 Abs. 4 Satz 1 des Kindergeldgesetzes gleich­
gestellt worden sind. 

(3) § 3 Abs. 2 Nr. 5, Nr. 6 Buchstabe a und Nr. 7 
bis 9 des Kindergeldgesetzes gilt entsprechend. 

(4) Anspruch auf Zweitkindergeld besteht nicht 
für Kinder, für die Anspruch auf Kindergeld in Höhe 
des gesetzlichen Kindergeldes besteht, das für das 
dritte und jedes weitere Kind vorgesehen ist. 

(5) Keinen Anspruch auf Zweitkindergeld haben 
Personen, die ganz oder überwiegend außerhalb des 
Geltungsbereiches dieses Gesetzes erwerbstätig sind. 

(6) Erfüllt eine Person, deren Anspruch nach den 
Grundsätzen des § 3 Abs. 1 des Kindergeldgesetzes 
den Vorrang vor dem Anspruch anderer Personen 
haben würde, die Voraussetzungen des Anspruchs 
auf Zweitkindergeld für ein Kind deshalb nicht, weil 
ihr Jahreseinkommen in dem Berechnungsjahr die 
Einkommensgrenze des § 1 Abs. 1 überstiegen hat 
oder weil sie ganz oder überwiegend außerhalb des 
Geltungsbereiches dieses Gesetzes erwerbstätig ist, 
so steht für das gleiche Kind auch einer anderen 
Person ein Anspruch auf Zweitkindergeld nicht zu. 

§ 4 

Ersatzleistungen im öffentlichen Dienst 
(1) Arbeitnehmer des Bundes, der Länder, der 

Gemeinden (Gemeindeverbände) und der sonstigen 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffent~ 
liehen Rechts haben, wenn ihre Arbeitgeber nicht 
die für Beamte geltenden besoldungsrechtlichen 
Vorschriften über Kinderzuschläge oder Regelungen 
anwenden, die diesen mindestens entsprechen, unter 
den übrigen Voraussetzungen dieses Gesetzes für 
das zweite Kind gegen ihren Arbeitgeber Anspruch 
auf Leistungen in Höhe des Zweitkindergeldes. 

(2) Wenden die in Absatz 1 genannten Arbeit­
geber auf ihre Arbeitnehmer die für Beamte gelten ... 
den besoldungsrechtlichen Vorschriften über Kinder­
zuschläge oder Regelungen an, die diesen min­
destens entsprechen, so haben unter den übrigen 
Voraussetzungen dieses Gesetzes 

a) ihre teilbeschäftigten Arbeitnehmer, die 
nicht die vollen Kinderzuschläge erhalten, 

b) ihre Arbeitnehmer für Zeiten der Arbeits­
unfähigkeit, für die ihnen gegen ihren 
Arbeitgeber kein Anspruch auf Kinderzu­
schlag oder Krankenbezüge oder Zuschuß 
nach dem Gesetz zur Verbesserung der 
wirtschaftlichen Sicherung der Arbeiter im 
Krankheitsfalle vom 26. Juni 1957 (Bundes­
gesetzbl. I S. 649), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
des Gesetzes zur Verbesserung der wirt­
schaftlichen Sicherung der Arbeiter im 
Krankheitsfalle vom 12. Juli 1961 (Bun­
desgesetzbl. I S. 913), zusteht, 
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für das zweile Kind gegen ihren Arbeitgeber An­
spruch auf Leislungen mindestens in Höhe des 
Zweitkindergeldes. 

(3) § 3 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(4) Mehraufwendungen aus der Anwendung der 
Absätze 1 bis 1 werden den Arbeitgebern auf An­
trag jeweils bei r}eginn eines Jahres für das abge­
laufene Kalenderjahr von der Kindergeldkasse er­
stallet. 

§ 5 

Höhe des Zweitkindergeldes 
Das ZweilkinderDeld bdrägt 25 Deutsche Mark 

monatlich. 

§ 6 

Beginn und Ende des Anspruchs 

(1) Das Zweitkindergeld wird für jeden Monat 
gewährt, in dem die Anspruchsvoraussetzungen für 
einen Tag bestanden haben. 

(2) Das Zweitkindergeld wird nicht für einen 
Zeitraum gewährt, der mehr als sechs Monate vor 
dem Monat liegt, in dem der Antrag auf Zweit­
kindergeld eingegangen ist; dem Eingang des An­
trages bei der nach § 21 Abs. 2 zuständigen Stelle 
steht der Eingang bei einem Träger der Sozialver­
sicherung oder einer Behörde im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes gleich. 

(3) Fallen die Voraussetzungen des Anspruchs 
auf Zweitkindergeld weg, so wird dieses bis zum 
Ende des folgenden Monats weitergewährt. 

§ 7 

Anwendung 
von Vorschriften des Kindergeldgesetzes, 

des Kindergeldanpassungsgesetzes 
und des Kindergeldergänzungsgesetzes 

§ 2 Abs. 1, § 3 Abs. 1, §§ 8, 34, 35 Abs. 1 Satz 1, 
§ 36 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 des Kindergeld­
gesetzes, § 11 des Kindergeldanpassungsgesetzes 
sowie § 4 Abs. 1 des Kindergeldergänzungsgesetzes 
gelten für das Zweitkindergeld und die Leistungen 
nach § 4 entsprechend. 

Zweilcr Abschnitt 

Organisation 

§ 8 

Kindergeldkasse 

(1) Als Träger der Kindergeldzahlung für die 
zweiten Kinder wird die Kindergeldkasse als rechts­
fähige Anstalt des öffentlichen Rechts errichtet. Sie 
gilt mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes als ent­
standen. 

(2) Die Kindergeldkasse hat ihren Sitz an dem 
Ort des Sitzes der Bundesanstalt für Arbeitsvermitt­
lung und Arbeitslosenversicherung (Bundesanstalt). 

(3) Es bleibt einem besonderen Gesetz vorbe­
halten, die Kindergeldkasse auch zum Träger der 
Kindergeldzahlung für dritte und weitere Kinder zu 
bestimmen. 

§ 9 

Organe 

(1) Organe der Kindergeldkasse sind der Vor­
stand und der Verwaltungsrat. 

(2) Die jeweiligen Mitglieder des Vorstandes 
und des Verwaltungsrates der Bundesanstalt und 
ihre Stellvertreter sind zugleich Mitglieder des Vor­
standes und des Verwaltungsrates der Kindergeld­
kasse und ihre Stellvertreter. 

(3) Dem Verwaltungsrat der Kindergeldkasse ge­
hören drei weitere Mitglieder an. Ein Mitglied und 
ein Stellvertreter sollen selbständige Landwirte 
ohne fremde Arbeitskräfte oder Angehörige eines 
freien Berufes sein. Die drei weiteren Mitglieder 
und ihre Stellvertreter werden vom Bundesminister 
für Familien- und Jugendfragen - selbständige 
Landwirte im Benehmen mit dem Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten - vor­
geschlagen und vom Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung berufen. 

(4) Die Vorsitzenden des Vorstandes und des 
Verwaltungsrates der Bundesanstalt sowie ihre 
Stellvertreter sind zugleich die Vorsitzenden des 
Vorstandes und des Verwaltungsrates der Kinder­
geldkasse sowie ihre Stellvertreter. 

(5) Die Amtsdauer der Mitglieder der Organe 
beträgt vier Jahre. Die Amtsdauer der erstmals be­
rufenen Mitglieder endet am 31. März 1964. 

(6) § 3 Abs. 2, § 9 Abs. 2 und 4, § 14 Abs. 1 
und 4, §§ 15 bis 19, 21, 22 Abs. 3 und § 189 des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits­
losenversicherung gelten entsprechend. 

§ 10 

Ständiger Ausschuß des Verwaltungsrates 
(1) Der Verwaltungsrat hat zur Vorbereitung 

seiner Entscheidungen einen Ständigen Ausschuß zu 
bilden. Er kann ihm auch die Entscheidung über­
tragen; von der Entscheidung durch den Ausschuß 
sind die Aufgaben nach § 12 Nr. 1 bis 4 ausgenom­
men. 

(2) Dem Ausschuß gehören die gemäß § 9 Abs. 3 
Satz 3 berufenen Mitglieder sowie sechs weitere 
Mitglieder des Verwaltungsrates an. 

§ 11 

Vorstand 
(1) Der Vorstand vertritt die Kindergeldkasse 

gerichtlich und außergerichtlich. Er hat die Stellung 
eines gesetzlichen Vertreters. § 23 Abs. 1 des Ge­
setzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver­
sicherung gilt entsprechend. 

(2) Der Vorstand hat 

1. den Haushaltsplan aufzustellen, 

2. den Rechnungsabschluß zu prüfen, 

3. den Geschäftsbericht zu erstatten. 

§ 12 

Verwaltungsrat 

Der Verwaltungsrat hat 

1. die Satzung zu beschließen, 
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2. den Haushallsplan fcslzustellen, 

3. den Rechnungsabschluß abzunehmen, 
4. den Geschäftsbericht zu billigen, 

5. den Zeitpunkt der Auszahlung des Zweitkinder­
geldes zu bes Limmen. 

§ 13 

Beauftragung der Bundesanstalt 

(1) Die A ufgabcn nach diesem Gesetz führt, so­
weit nicht in djesem Gesetz etwas anderes be­
stimmt ist, die Bundesansl alt durch. 

(2) Die Bundesanstalt nimmt die ihr übertragenen 
Aufgaben durch ihre Dienststellen wahr; die Ar­
beitsämter führen insoweit die Bezeichnung „Außen­
stelle der Kindergeldkasse" (Außenstelle), die 
Landesarbeitsämter die Bezeichnung „Landesstelle 
der Kindergeldkasse" und die Hauptstelle der Bun­
desanstalt die Bezeichnung „Hauptstelle der Kinder­
geldkasse". 

(3) Der Präsident der Bundesanstalt nimmt an 
den Sitzungen der Organe der Kindergeldkasse mit 
beratender Stimme teil; er kann sich vertreten 
lassen. 

§ 14 

Verwaltungskosten 

Verwaltungskosten, die der Bundesanstalt aus 
der Durchführung dieses Gesetzes entstehen, wer­
den ihr vom Bund auf Grund eines von der Bundes­
regierung mit der Bundesanstalt zu vereinbarenden 
Pauschales ersetzt. 

§ 15 

Haushalt 

(1) Für die Aufstellung und die Ausführung des 
Haushaltsplans sowie -- vorbehaltlich des § 16 
Abs. 2 -- die Rechnungslegung finden die für die 
Bundesverwaltung geltenden Vorschriften entspre­
chende Anwendung. 

(2) Der Haushaltsplan bedarf der Genehmigung 
der Bundesregierung. Wird die Genehmigung ver­
sagt, so hat der Verwaltungsrat innerhalb einer von 
der Bundesregierung zu setzenden Frist einen neuen 
vom Vorstand aufgestellten Haushaltsplan festzu­
stellen. Stellt der Verwaltungsrat innerhalb der ge­
setzten Frist keinen neuen Haushaltsplan fest, der 
die Beanstandungen berücksichtigt, oder wird auch 
der neue Haushaltsplan nicht genehmigt, so kann 
die Bundesregierung den Haushaltsplan selbst fest­
stellen. 

(3) Der Bundesrechnungshof prüft Haushalts- und 
Wirtschaftsführung der Kindergeldkasse. 

§ 16 

Geschäftsjahr, Jahresabschluß 

(1) Geschäftsjahr der Kindergeldkasse ist das 
Geschäftsjahr der Bundesanstalt. 

(2) Die Rechnungs- und Kassenbücher sind nach 
den für die Bundesanstalt geltenden Bestimmungen 
zu führen und jährlich abzuschließen. 

§ 17 

Genehmigung der Satzung 

Die Satzung bedarf der Genehmigung des Bundes­
ministers für Arbeit und Sozialordnung. 

§ 18 

Aufsicht 

(1) Die Aufsicht über die Kindergeldkasse führt 
der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung. 
Sie erstreckt sich darauf, daß Gesetz und Satzung 
beachtet werden. 

(2) Dem Bundesminister für Arbeit und Sozial­
ordnung sind die Geschäfts- und Rechnungsergeb­
nisse sowie jährlich ein Geschäftsbericht vorzulegen. 

§ 19 

Abgabenfreiheit 
Das Vermögen der Kindergeldkasse ist von Ab­

gaben im gleichen Umfang frei wie das Vermögen 
der Bundesanstalt. 

Dritter Abschnitt 

Aufbringung der Mittel 

§ 20 

Aufbringung der Mittel durch den Bund 

Die Aufwendungen der Kindergeldkasse trägt bis 
zu der in § 8 Abs. 3 vorgesehenen Neuregelung des 
Kindergeldrechts der Bund. 

Vierter Abschnitt 

Verfahren 

§ 21 

Antragstellung 

(1) Das Zweitkindergeld wird auf Antrag ge­
währt. Den Antrag kann außer dem Berechtigten 
auch stellen, wer ein berechtigtes Interesse an der 
Gewährung des Zweitkindergeldes hat. 

(2) Der Antrag ist schriftlich bei der Außenstelle 
zu stellen, in deren Bezirk der Berechtigte seinen 
Wohnort hat. Hat der Berechtigte keinen Wohnort 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes, so ist die 
Außenstelle zuständig, in deren Bezirk er erwerbs­
tätig ist oder als Arbeitsloser Leistungen nach dem 
Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen­
versicherung bezieht. § 170 Abs. 4 des Gesetzes 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche­
rung gilt entsprechend. 

(3) Der Antragsteller hat die zur Begründung des 
Anspruchs erforderlichen Tatsachen anzugeben und 
die Beweismittel zu bezeichnen; Beweisurkunden 
hat er auf Verlangen vorzulegen. Kann der Nach­
weis nicht oder nur unter nicht zumutbaren 
Schwierigkeiten erbracht werden, so genügt die 
Glaubhaftmachung. · Die Kindergeldkasse kann die 
Verwendung eines Vordrucks vorschreiben. 

(4) Die Außenstelle kann verlangen, daß der 
Berechtigte die zur Begründung- des Anspruchs 
erforderlichen Tatsachen angibt, die Beweismittel 
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bezeichnel und c]je Beweisurkunden vorlegt, wenn 
der Antrag nach Absatz 1 Salz. 2 von einem anderen 
gestellt wird. 

(5) ZweitkjndeqJc:ld wird für ein Kind, das das 
18. Lebensjahr vollendel ba L, nur weitergewährt, 
wenn der Berechl.igle anzeigl, daß die Vorausset­
zungen des § 7 dieses Gesetzes in Verbindung mit 
§ 2 Abs. l Salz 2 dc)s Kinder~Jl~ldgeselzes vorliegen. 
Absatz 1 Sat,1, 2 und die Absätze 2 bis 4 gelten 
entsprechend. 

§ 22 

Bescheinigungen über Jahreseinkommen 

(1) Ist der fü:rechtigLe oder im Falle des § 1 
Abs. 2 sein Ehegatte für das Berechnungsjahr zur 
Einkommensteuer veranlagt worden, so hat der 
Berechtigte mit dem Antrag auf Zweitkindergeld 
den Einkommensteuerbescbeid vorzulegen. 

(2) Liegen die Voraussetzungen des Absatzes 1 
nicht vor, so hat der Berechtigte zu erklären, ob er 
oder für den Fall des § 1 Abs. 2 sein Ehegatte für 
ein trüberes als das laufende Kalenderjahr eine Ein­
kommensteuererkllirung abgegeben oder abzugeben 
hat. 

(3) War der Berechtigte oder im Falle des § 1 
Abs. 2 sein Ehegatte im Berechnungsjahr nicht zur 
Einkommensteuer veranlügler Arbeitnehmer, so sind 
dem Antrag auf Zweitkjnd(;rgeld Bescheinigungen 
der Arbeitgeber über den im Berechnungsjahr be­
zogenen steuerpflichtigen Arbeitslohn und den auf 
der Lohnsteuerkarte eingetragenen steuerfreien 
Jahresbetrag sowie den J<1hreshinzurechnungsbetrag 
beizuJüg1:::n. Die Arbeitgeber sind verpflichtet, auf 
Verlangen des Berechtigten Bescheinigungen nach 
Satz 1 auszustelJen und dazu den Vordruck der 
Kindergeldkasse zu verwenden. 

(4) Die Außenstelle kann verlangen, daß der Be­
rechtigte die in den Absätzen l bis 3 bezeichneten 
Bescheide, Erklärungen und Bescheinigungen vor­
legt, wenn der Antrng nach § 21 Abs. 1 Satz 2 von 
einem anderen gesteilt wird. 

§ 23 

Ermittlungen, Amtshilfe, Auskunftspflicht 
(1) Die Dienststellen der Bundesanstalt können 

die Ermittlungen anstellen, die zur Durchführung 
dieses Gesetzes erforderlich sind; eidliche Verneh­
mungen sind ausgeschlossen. 

(2) Behörden und Träger der Sozialversicherung 
haben den Dienststellen der Bundesanstalt Amts­
hilfo zu leisten und ihnen die Auskünfte zu erteilen, 
die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlich 
sind. Die Finanzbehörden haben den Dienststellen 
der Bundesanstalt auf Anfrage insbesondere mitzu­
teilen, 

1. ob für einen Berechtigten oder seinen 
Ehegatten eine Veranlagung zur Einkom­
menstetwr erfolgt ist, 

2. ob der von einem Berechtigten vorgelegte 
Einkommensteuerbescheid der letzte ist, 

3. ob und in welcher Höhe für einen Berech­
tigten oder seinen Ehegatten bei einem 
vom Finanzamt durchgeführten Lohnsteuer-

Jahresausgleich ein steuerfreier Jahres­
betrag ohne vorherige Eintragung auf der 
Lohnsteuerkarte berücksichtigt worden ist, 

4. ob bei Personen, die eine Einkommen­
steuererklärung abgegeben haben, deren 
zu versteuernder Einkommensbetrag aber 
nicht ermittelt wird, der - notfalls schät­
zungsweise - errechnete zu versteuernde 
Einkommensbetrag unter Hinzurechnung 
der in § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 bis 3 genann­
ten Beträge die in § 1 Abs. 1 vorgesehene 
Einkommensgrenze nicht überstiegen hat. 

(3) Personen, zu denen ein Kind in einem Kind­
schaftsverhältnis der in § 2 Abs. 1 des Kindergeld­
gesetzes bezeichneten Art steht, und ihre Arbeit­
geber sind verpflichtet, den Dienststellen der Bun­
desanstalt auf Verlangen die Auskünfte zu erteilen 
und die Beweisurkunden vorzulegen, die zur Durch­
führung dieses Gesetzes erforderlich sind. 

§ 24 

Entscheidung über den Antrag 

Uber den Antrag entscheidet der Direktor des 
Arbeitsamtes als Leiter der Außenstelle. Der Vor­
stand der Kindergeldkasse kann die Entscheidung 
für bestimmte Bezirke oder Gruppen von Berech­
tigten einer anderen Dienststelle der Bundesanstalt 
übertragen. 

§ 25 

Auszahlung des Zweitkindergeldes 

(1) Das Zweitkindergeld kann monatlich, zwei­
monatlich oder dreimonatlich nachträglich oder im 
voraus ausgezahlt werden. Zweitkindergeld wird 
den in § 2 Abs. 2 genannten Personen, die für das 
Berechnungsjahr noch nicht zur Einkommensteuer 
veranlagt sind, nachträglich ausgezahlt, sobald 
durch Vorlage eines Einkommensteuerbescheides 
oder eine Mitteilung nach § 23 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 
nachgewiesen wird, daß das Jahreseinkommen die 
Grenze des § 1 Abs. 1 nicht überstiegen hat. 

(2) Die Auszahlung erfolgt im Wege der Zustel­
lung durch die Post. Der Verwaltungsrat der Kin­
dergeldkasse kann eine andere geeignete Art der 
Auszahlung bestimmen. Auf Verlangen des Berech­
tigten wird das Zweitkindergeld auf ein Konto 
überwiesen. Das Zweitkindergeld für Arbeitnehmer, 
die ihren Wohnsitz außerhalb des Geltungsbereiches 
dieses Gesetzes haben, kann ihren Arbeitgebern 
überwiesen werden; die Arbeitgeber sind verpflich­
tet, das Zweitkindergeld unverzüglich den Arbeit­
nehmern auszuzahlen. 

(3) Bei der Auszahlung sind auf Deutsche Pfennig 
lautende Beträge auf Deutsche Mark abzurunden, 
und zwar unter 50 Deutsche Pfennig nach unten, 
sonst nach oben. 

§ 26 

Veränderungsanzeige, 
Uberprüfung der Anspruchsvoraussetzungen 

(1) Der Berechtigte ist verpflichtet, der Außen­
stelle eine Änderung in seinen Verhältnissen und 
den Verhältnissen seiner Kinder und anderer Per-
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sonen, die für den Anspruch auf Zweitkindergeld 
von Bedeutung ist, unven.üglich anzuzeigen. 

(2) Auf Aufforderung der Außenstelle hat der 
Berech ligte das Fortbestehen der Anspruchsvor­
ausselzungen bis zu einem in der Aufforderung 
benannten Zeitpunkt nachzuweisen. Für eine all­
gemeine jLih rliche Uberprüfung des Fortbestehens 
der Anspruchsvoraussetzungen kann eine solche 
Aufforderung durch Bekanntgabe im Bundesanzei­
ger und in den Tageszeitungen erfolgen. Für den 
Nachweis gelten die §§ 21 und 22 entsprechend. 
Wird der Aufforderung nicht Folge geleistet, so 
kann die Zahlung des Zweitkindergeldes vorläufig 
eingestellt werden. 

§ 27 

Entziehung 

Das Zweitkindergeld wird von Amts wegen ent­
zoqen, soweit die Anspruchsvornussetzungen nicht 
vorgelegen haben, weggefallen sind oder die Zah­
lung des Zweitkindergeldes nach § 26 Abs. 2 seit 
wenigstens drei Monaten eingestellt ist. 

§ 28 

Rückforderung 

(1) Zu Unrecht geleistetes Zweitkindergeld ist vom 
Empfänger zurückzufordern. Auf die Rückforderung 
ist zu verzichten, wenn der Empfänger weder die 
Gewährung durch falsche oder unvollständige An­
gaben oder durch Unterlassen einer Anzeige nach 
§ 26 Abs. 1 vorsätzlich oder grobfahrlässig herbei­
geführt hat noch wußte oder wissen mußte, daß 
ein Anspruch auf Zweitkindergeld nicht bestand. 
Das gilt nicht, wenn Zweitkindergeld nach § 7 dieses 
Gesetzes in Verbindung mit § 4 Abs. 1 des Kinder­
geldergänzungsgesetzes oder unter Vorbehalt der 
Rückforderung gewährt worden ist. 

(2) Hat der nach Absatz 1 Rückzahlungspflichtige 
für das zweite Kind Anspruch auf 

1. Kinderzulage aus der gesetzlichen Unfall­
versicherung, 

2. Kinderzuschuß aus den gesetzlichen Ren­
tenversicherungen, 

3. Kinderzuschlag nach besoldungsrechtlichen 
Vorschriften oder sonstigen Leistungen für 
Kinder auf Grund eines der in den Fällen 
des § 3 Abs. 1 bestehenden Rechtsverhält­
nisse oder nach § 4 Abs. 1 bis 3, 

4. Leistungen für Kinder gegen einen der in 
§ 3 Abs. 2 Nr. 6 des Kindergeldgesetzes 
genannten Arbeitgeber, 

5. eine der in § 3 Abs. 2 Nr. 8 des Kinder­
geldgesetzes genannten Leistungen für 
Kinder, 

6. Familienzuschlag nach dem Gesetz über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver­
sicherung, 

7. Kinderzuschlag nach dem Bundesversor-
gungsgesetz, 

so kann die Außenstelle durch schriftliche Anzeige 
an den Leistungspflichtigen bewirken, daß diese 
Ansprüche in der Höhe auf die Kindergeldkasse 
übergehen, in der diese Zweitkindergeld gewährt 

hat. Der Ubergang beschränkt sich auf den An­
spruch, der dem Rückzahlungspflichtigen für die Zeit 
zusteht, für die ihm Zweitkindergeld zu Unrecht 
gewährt worden ist. Hat der Rückzahlungspflichtige 
den unrechtmäßigen Bezug des Zweitkindergeldes 
vorsätzlich oder grobfahrlässig herbeigeführt, so 
geht auch der Anspruch auf die Hälfte der lau.fenden 
Leistungen für das zweite Kind auf die Kindergeld­
kasse über. 

(3) § 5 Abs. 4 des Kindergeldanpassungsgesetzes 
gilt entsprechend. 

(4) Die für Rückforderungen nach § 185 des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits­
losenversicherung geltenden Bestimmungen über 
die Niederschlagung von Rückforderungen und die 
Einstellung des Einziehungsverfahrens sind ent­
sprechend anzuwenden. 

§ 29 

Bescheid 

(1) Wird der Antrag auf Zweitkindergeld abge­
lehnt oder das Zweitkindergeld entzogen, so ist ein 
schriftlicher Bescheid mit Begründung zu erteilen. 
Dabei sind der Rechtsbehelf, die Stelle, bei der der 
Rechtsbehelf anzubringen ist, und deren Sitz sowie 
die dabei einzuhaltende Frist anzugeben. 

(2) Von der Erteilung eines Bescheides kann ab­
gesehen werden, wenn 

1. der Berechtigte die Beendigung der Schul­
oder Berufsausbildung eines Kindes, das 
das 18. Lebensjahr vollendet hat, anzeigt, 

2. das Kind das 18. Lebensjahr vollendet, 
ohne daß eine Anzeige nach § 21 Abs. 5 
erfolgt ist. 

§ 30 

Rechtsweg 

Für öffentlich-rechtliche Streitigkeiten in Angele­
genheiten dieses Gesetzes ist der Sozialrechtsweg 
gegeben. Die Vorschriften des Sozialgerichtsgesetzes 
gelten mit der Maßgabe, daß 

1. in allen Angelegenheiten des Zweitkindergeld­
rechts unbeschadet des § 81 des Sozialgerichts­
gesetzes ein Vorverfahren stattfindet, 

2. den Vviderspruchsbescheid, wenn dem Wider­
spruch nicht abgehol.fen wird, die von dem 
Verwaltungsrat bestimmte Stelle erläßt, 

3. die Berufung nicht zulässig ist, soweit sie nur 
Beginn oder Ende des Anspruchs auf Zweit­
kindergeld oder nur das Zweitkindergeld für 
bereits abgelaufene Zeiträume betrifft. 

Fünfter Abschnitt 

Straf- und Bußgeldvorschriften 

§ 31 

Verletzung der Schweigepflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, das ihm als Mit­
glied eines Organs der Kindergeldkasse oder als 
Beschäftigtem der Bundesanstalt bei seiner Tätig-
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kei t auf Grund dieses Gesetws bekanntgeworden 
ist, lmbdugt oflcnbarl oder verwertet, wird mit Ge­
fängnis bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder 
mit einer dieser Slrnlen beslralt. 

(2) Hcmdel 1. d<)r T~:lcr geg(!n Ent~Jell oder in der 
Absicht, sich oder einem andcn)n einen Verrnögens­
vortei [, zu vcrschcilfcn odc!r jemanden zu schädigen, 
so ist die Strafe! Gcfünqnis bis zu zwei Jahren. Da­
neben kann uuJ Celdslrnfe erl«:rnnl werden. 

(3) Die Tal. wird nur dul Antrag des Verletzten 
verfolgt. 

§ 32 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 21 Abs. 4 Tatsachen nicht an­
gibt, Beweismittel nicht bezeichnet oder 
Beweisurkunden nicht vorlegt, 

2. entgegen § 22 Abs. 3 Satz 2 eine Bescheini­
gung nicht, nicht richtig oder nicht voll­
ständig ausstellt, 

3. entgegen § 22 Abs. 4 einen Bescheid oder 
eine Bescheinigung nicht vorlegt oder eine 
Erklärung nicht, nicht richtig oder nicht 
vollständig abgibt, 

4. entgegen § 23 Abs. 3 eine Auskunft nicht, 
nicht richtig oder nicht vollständig erteilt 
oder eine Beweisurkunde nicht vorlegt, 

5. die in § 26 Abs. 1 vorgeschriebene Ver­
änderungsanzeige nicht richtig, nicht voll­
ständig oder nicht unverzüglich erstattet. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit. kann mit einer Geld­
buße geahndet werden. 

(3) Geldbußen werden wie Gemeindeabgaben bei­
get.rieben. In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 4 und 5 
kann die Geldbuße durch Abzug von jeweils höch­
stens der Hälfle des laufenden Zweitkindergeldes 
zurückbehalten werden. 

(4) Das Unterwerfungsverfahren nach § 67 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist zulässig. 

(5) Die Hauptstelle oder die von ihr bestimmte 
andere Stelle der Kindergeldkasse ist Verwaltungs­
behörde im Sinne des § 73 des Gesetzes über Ord­
nungswidrigkeiten. Sie entscheidet auch über die 
Abänderung und A Lrfhebung eines rechtskräftigen, 
gerichtlich nicht nachgeprüften Bußgeldbescheides 
(§ 66 Abs. 2 des Cesetzes über Ordnungswidrig­
keiten). 

§ 33 

Verletzung von Aufsichtspflichten 

Be~reht jemand in einem Betriebe eine nach § 32 
mit Geldbuße bedrohte Handlung, so kann gegen 
den Arbeitgeber oder seinen gesetzlichen Vertreter 
oder, falls der Arbeitgeber eine juristische Person 
oder eine Personengesellschaft des Handelsrechts 
ist., gegen ein Mitglied des zur gesetzlichen Vertre­
tung berufenen Organs der juristischen Person oder 
gegen ein vertretungsberechtigtes Mitglied der Per­
sonengesellschaft eine Geldbuße festgesetzt werden, 

wenn sie vorsätzlich oder fahrlässig ihre Aufsichts­
pflicht verletzt haben und der Verstoß hierauf be­
ruht. 

§ 34 

Haftung für gesetzliche Vertreter 

Begeht ein Mitglied des zur gesetzlichen Vertre­
tung berufenen Organs einer juristischen Person 
oder ein vertretungsberechtigtes Mitglied einer 
Personengesellschaft des Handelsrechts eine Ord­
nungswidrigkeit. nach § 32 oder 33, so kann eine 
Geldbuße nach diesen Vorschriften auch gegen die 
juristische Person oder die Personengesellschaft 
festgesetzt werden. 

Sechster Abschnitt 

Ubergangs- und Schlußvorschriften 

§ 35 

Rückwirkende Gewährung des Zweitkindergeldes 

Das Zweitkindergeld und die Leistungen nach § 4 
werden für die Zeit vom 1. April 1961 ab gewährt, 
wenn der Antrag bis zum 30. Juni 1962 gestellt wor­
den ist. Berechnungsjahr ist für das Jahr 1961 ab­
weichend von § 2 Abs. 4 Satz 1 das Jahr 1960. 

§ 36 

Verfahren während der Ubergangszeit 

Für die Gewährung von Zweitkindergeld auf An­
träge, die bis zum 30. Juni 1962 gestellt werden, 
genügt es, daß die den Anspruch begründenden Tat­
sachen glaubhaft. gemacht sind. Als Mit.tel der Glaub­
haftmachung können auch eidesstattliche Versiche­
rungen zugelassen werden. Die Dienststellen der 
Bundesanstalt sind für die Abnahme eidesstattlicher 
Versicherungen zuständig; sie gelten als Behörde im 
Sinne des § 156 des Strafgesetzbuchs. Sind die den 
Anspruch begründenden Tatsachen nach Satz 1 nur 
glaubhaft gemacht., so wird das Zweitkindergeld un­
ter dem Vorbehalt der Rückforderung gewährt. 

§ 37 

Ubergangsregelung für den Verwaltungsrat 

Der Verwaltungsrat ist auch vor der ersten Beru­
fung der in § 9 Abs. 3 Satz 1 genannten drei weite­
ren Mitglieder beschlußfähig. 

§ 38 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

§ 559 b Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

,,Die Kinderzulage ist. für das zweite Kind min­
destens in Höhe von 25 Deutsche Mark, für das 
dritte und jedes weitere Kind mindestens in Höhe 
von 40 Deutsche Mark monatlich zu zahlen; bei 
der Feststellung, ob ein Kind zweites oder weite­
res Kind ist, zählen nur Kinder, für die nach den 
Absätzen 1 oder 3 ein Anspruch auf Kinderzulage 
besteht." 
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§ 39 

Änderung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung 

(1) Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Ar­
beitslosenversicherung in der Fassung vom 3. April 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 321), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung sozialrechtlicher Vor­
schriften vorn 25. April 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 465), wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 89 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

,, (5) Besteht ein Anspruch auf Kindergeld für 
den Angehörigen nach dem Kindergeldgesetz, 
nach dem Dritten Abschnitt des Kindergeldanpas­
sungsgesetzes, nach § 1 Abs. 1 des Kindergeld­
ergänzungsgesetzes oder nach dem Kindergeld­
kassengesetz, so ruht der Anspruch auf Familien­
zuschlag, soweit der wöchentliche Familienzu­
schlag den Teil des Kindergeldes nicht übersteigt, 
der auf eine Woche entfällt. Das gleiche gilt, 
wenn ein Anspruch auf Kindergeld für den Ange­
hörigen deshalb nicht besteht, weil die Voraus­
setzungen des § 3 Abs. 2 und 4 des Kindergeld­
gesetzes oder des § 3 des Kindergeldkassengeset­
zes vorliegen." 

2. § 90 Abs. 10 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Der Familienzuschlag beträgt 9 Deutsche Mark 
wöchentlich; besteht nach § 89 Abs. 5 Anspruch 
auf einen Teilbetrag des Familienzuschlages, so 
ist er auf volle Deutsche Mark abzurunden." 

3. Die Anlage zu § 121 Abs. 2 wird durch die die­
sem Gesetz beigefügte Anlage zu § 121 Abs. 2 
ersetzt. 

4. In § 127 Abs. 2 Satz 2 wird die Zahl „6" durch 
die Zahl „ 9", die Zahl „ 12" durch die Zahl „ 18" 
und die Zahl „18" durch die Zahl „24" ersetzt. 

5. § 148 Abs. 5 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Der Familienzuschlag beträgt 9 Deutsche Mark 
wöchentlich; besteht nach § 89 Abs. 5 Anspruch 
auf einen Teilbetrag des Familienzuschlages, so 
ist er auf volle Deutsche Mark abzurunden." 

6. In § 149 Abs. 3 Satz 1 wird die Zahl „9" vor den 
Worten „Deutsche Mark" durch die Zahl „12" er­
setzt. 

(2) Absatz 1 Nr. 3 und 4 ist mit Beginn des Zah­
lungszeitraumes anzuwenden, der nach Inkrafttre­
ten dieser Vorschrift beginnt. 

§ 40 

Änderung des Kindergeldgesetzes 

§ 4 Abs. 2 Satz 1 des Kindergeldgesetzes vorn 
13. November 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 333), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Änderung sozial­
rechtlicher Vorschriften vorn 25. April 1961 (Bundes­
gesetzbl. I S. 465), erhält folgende Fassung: 

„Das Kindergeld wird vorn Beginn des Monats an 
gewährt, in dem die Voraussetzungen erfüllt sind, 
jedoch nicht für einen Zeitraum, der mehr als 
sechs Monate vor dem Monat liegt, in dem der 
Antrag auf Kindergeld eingegangen ist." 

§ 41 

Änderung des Kindergeldanpassungsgesetzes 

§ 6 Abs. 2 des Kindergeldanpassungsgesetzes vom 
7. Januar 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 17), zuletzt ge­
ändert durch das Zweite Gesetz zur Änderung von 
Vorschriften der Kindergeldgesetze vorn 16. März 
1959 (Bundesgesetzbl. I S. 153), erhält folgende Fas­
sung: 

,, (2) Bei der Gewährung von Leistungen aus der 
Arbeitslosenversicherung und der Arbeitslosen­
hilfe gelten nicht als eigene Mittel oder als Ein­
kommen 

1. das Kindergeld nach dem Kindergeld­
gesetz, dem Kindergeldergänzungsge­
setz, dem Kindergeldkassengesetz oder 
diesem Gesetz, 

2. die Kinderzulage aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung oder der Kinderzu­
schuß aus den gesetzlichen Rentenver­
sicherungen für das zweite Kind bis zur 
Höhe des Kindergeldes nach dem Kin­
dergeldkassengesetz, für das dritte und 
jedes weitere Kind bis zur Höhe des 
Kindergeldes nach dem Kindergeld­
gesetz." 

§ 42 

Änderung des Kindergeldergänzungsgesetzes 

§ 2 Abs. 2 des Kindergeldergänzungsgesetzes vom 
23. Dezember 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 841), zuletzt 
geändert durch das Zweite Gesetz zur Änderung von 
Vorschriften der Kindergeldgesetze vorn 16. März 
1959 (Bundesgesetzbl. I S. 153), erhält folgende Fas­
sung: 

,, (2) Anspruch auf Kindergeld nach § 1 Abs. 1 
Nr. 2 besteht ferner nicht, 

1. soweit für das Kind ein Anspruch be­
steht auf 
a) Kindergeld nach dem Kindergeld­

gesetz oder dem Dritten Abschnitt 
des Kindergeldanpassungsgesetzes 
oder 

b) Kinderzuschlag oder Kindergeld nach 
dem Bundesversorgungsgesetz oder 

c) Leistungen nach § 8 dieses Gesetzes, 

2. wenn das Kind zuschlagsberechtigt zur 
Unterhaltshilfe nach dem Lastenaus­
gleichsgesetz ist. 

Dies gilt auch, wenn die vorbezeichneten Leistun­
gen als Kannleistungen oder Härteausgleich be­
willigt werden." 

§ 43 

Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

§ 33 b Abs. 4 Satz 1 des Bundesversorgungsgeset­
zes in der Fassung des Ersten Neuordnungsgesetzes 
vorn 27. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 453), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Änderung und Ergän-
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§ 45 zung des Ersten Neuordnungsgesetzes vom 20. April 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 443), erhält folgende Fas­
sung: 

Geltung im Land Berlin 

„Der Kinderzuschlag ist in Höhe des gesetzlichen 
Kindergeldes zu zahlen, das für das dritte und 
jedes weitere Kind vorgesehen ist." 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts­
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas­
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 

§ 44 

Rechtsverordnungen 
§ 46 

Inkrafttreten 

Die Rechtsverordnungen nach § 2 Abs. 3 und § 7 
dieses Gesetzes in Verbindung mit § 34 Abs. 3 und 4 
des Kindergeldgesetzes bedürfen nicht der Zustim­
mung des Bundesrates. 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des § 39 am 
Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) § 39 tritt mit Beginn des vierten Monats, der 
auf die Verkündung folgt, in Kraft. 

Die Bundesregierung hat dem vorstehenden Ge­
setz die nach Artikel 113 des Grundgesetzes erfor­
derliche Zustimmung erteilt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 18. Juli 1961 

Der Bundespräsident 
Lübke 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Justiz 

Schäffer 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
Blank 

Der Bundesminister der Finanzen 
Etz el 

Der Bundesminister für Familien- und Jugendfragen 
Dr. Wuermeling 

Anlage umstehend 



1010 Bunrdesgesetzblatt, Jahrgang 1961, Teil I 

Anlage 
(zu § 39 Abs. 1 Nr. 3) 

„Anlage zu § 121 Abs. 2 
(Kurzarbeitergeld) 

Vollohn (brulto) 
Kurzarbeitergeld in Vomhundert- Vollohn (brutto) 

Kurzarbeitergeld in V omhundert-nach§ 121 Abs. 1 nach§ 121 Abs. 1 
Sutz 1 in der sätzcn des Unterschiedsbetrages nach Satz J in der sätzen des Unterschiedsbetrages nach 

Doppelwoche § 121 Abs. 1 in Leistungsgruppe Doppelwoche § 121 Abs. 1 in Leistungsgruppe 

von bis II III IV von bis 
II III IV DM DM 

32,00- 35,99 85 90 90 90 212,00-215,99 48 57 67 73 
36,00- 39,99 83 90 90 90 216,00-219,99 48 57 66 72 
40,00- 43,99 77 90 90 90 220,00-223,99 48 57 66 72 
44,00- 47,99 76 90 90 90 224,00-227,99 48 56 65 71 
48,00- 51,99 74 90 90 90 228,00--231,99 48 56 65 71 
52,00- 55,99 72 89 89 89 232,00-235,99 47 56 64 70 
56,00- 59,99 71 89 89 89 236, 00-239,99 47 56 64 70 
60,00- 63,99 69 89 89 89 240,00-243,99 47 55 64 69 
64,00- 67,99 67 89 89 89 244,00-247,99 47 55 63 69 
68,00- 71,99 66 89 89 89 248,00-251,99 47 55 63 68 
72,00- 75,99 64 89 89 89 252,00--255,99 47 55 63 68 
76,00- 79,99 63 88 89 89 256,00--259,99 47 55 62 67 
80,00- 83,99 61 86 89 89 260,00-263,99 47 54 62 67 
84,00-- 87,99 59 83 89 89 264,00-267 ,99 47 54 62 67 

88,00- 91,99 57 80 89 89 268,00-271,99 47 54 62 67 
92,00- 95,99 56 78 88 89 272,00--275,99 47 54 61 66 
96,00- 99,99 56 76 87 88 276,00-279,99 46 53 61 65 

100,00-103,99 54 74 85 85 280,00--283,99 46 53 60 65 
104,00-107,99 53 72 83 33 284,00-287,99 46 53 60 65 

108,00-111,99 53 71 80 80 288,00-291,99 ·46 53 60 64 

112,00-115,99 52 70 79 79 292,00-295,99 46 53 60 64 

116,00-119,99 52 69 78 78 296,00-299,99 46 52 59 64 

120,00-123,99 52 68 78 '18 300,00-303,99 46 52 59 63 

124,00-127,99 52 67 78 78 304,00-307,99 46 52 59 63 

128,00-131,99 52 67 78 78 308,00-311,99 46 52 58 63 

132,00-135,99 52 66 78 78 312,00-315,99 46 52 58 62 

136,00-139,99 51 65 78 78 316,00-319,99 46 52 58 62 

140,00-143,99 51 65 78 78 320,00-323,99 46 52 58 62 

144,00--147,99 51 64 78 78 324, 00-327, 99 46 52 58 62 

148,00-151,99 51 64 77 78 328,00-331,99 46 51 57 61 

152,00--155,99 50 63 76 78 332,00-335,99 45 51 57 61 

156,00-159,99 50 63 75 78 336,00-339,99 45 51 57 61 

160,00-163,99 50 62 75 78 340,00--343,99 45 51 56 60 
164,00--167,99 50 62 74 78 344,00-347,99 45 51 56 60 
168,00-171,99 50 61 73 77 348,00-351,99 45 50 56 60 

172,00-175,99 49 61 72 77 352,00-355,99 45 50 55 59 

176,00-179,99 49 61 72 77 356,00-359,99 44 49 55 59 

180,00-183,99 49 60 71 77 360,00-363,99 44 49 54 58 

184,00-187,99 49 60 70 77 364,00-367,99 43 48 54 57 

188,00-191,99 49 59 70 77 368,00-371,99 43 48 53 57 

192,00-195,99 49 59 69 76 372,00-375,99 42 47 53 56 

196,00-199,99 49 58 69 75 376,00-379,99 42 47 52 56 

200,00--203,99 49 58 68 75 380,00-383,99 41 46 52 55 

204,00-207,99 48 58 68 74 384,00-387,99 41 46 51 54 
208,00-211,99 48 58 67 74 388,00 und mehr 40 45 50 54" 
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Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über die Ausübung des Berufs der medizinisch-technischen Assistentin *) 

Vom 18. Juli 1961 

Der Bundestag hat: mit Zuslimmung des Bundes­
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

haben und seitdem ohne Unterbrechung ausüben, 
können diese Tätigkeit im bisherigen Umfang 
weiter ausüben." 

§ 1 2. Der bisherige Wortlaut des § 18 wird Absatz 2. 

§ 2 
Das Gesetz über die AusübLmg des Berufs der 

medizinisch-technischen Assistentin vom 21. Dezem­
ber 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 981) wird wie folgt 
geändert: 

1. § 18 erhält folgenden neuen Absatz 1: 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 
,, (1) Personen, die am 1. Januar 1959 die in 

§ 11 Abs. 1 Nr. 5 bezeichneten Tätigkeiten unter 
ständiger Aufsicht und ausschließlicher Verant­
wortung eines Arztes oder Tierarztes ausgeübt 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün­
dung in Kraft. 

*) Anclcrl Bunclcsqesc!lzhl. 111 2121-G. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 18. Juli 1961 

Der Bundespräsident 
Lübke 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Justiz 

Schäffer 

Der Bundesminister des Innern 
Dr. Schröder 
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Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten beim Menschen 
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Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes­
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Erster Abschnitt 

Begriffsbestimmungen 

§ l 

Uberlragbare Krankheiten im Sinne dieses Ge­
setzes sind durch Krankheitserreger verursachte 
Krankheiten, die unmittelbar oder mittelbar auf den 
Menschen übertragen werden können, 

§ 2 

Im Sinne dieses Gesetzes ist 

a) krank eine Person, die an einer übertragbaren 
Krankheit erkrankt ist, 

b) krankheitsverdäc.:htig eine Person, die unter 
Erscheinungen erkrankt ist, welche das Vorlie­
gen einer bestimmten übertragbaren Krank­
heit vermuten lassen, 

c) ansteckungsverdächtig eine Person, von der 
anzunehmen ist, daß sie Erreger einer über­
tragbaren Krankheit (Krankheitserreger) auf­
genommen hat, ohne krank, krankheitsver­
dächtig oder Ausscheider zu sein, 

d) Ausscheider eine Persern, die Krankheitserreger 
dauernd oder zeitweilig ausscheidet, ohne 
krank oder krankheitsverdächtig zu sein, 

e) ausscheidungsverdächtig eine Person, von der 
anzunehmen ist, daß sie Krankheitserreger 
ausscheidet, ohne krank oder krankheitsver­
dächtig zu sein. 

Zweiter Abschnitt 

Meldepflicht 

§ 3 

(1) Meldepflichtig ist jeder Füll einer Erkrankung, 
des Verdachtes einer Erkrankung und eines Todes 
an 

1. Aussatz, 

2. Botulismus, 

3. Cholera, 

4. Enteritis infecliosa 

a) Salmonellose, 

b) übrige Formen, 

5. Fleckfieber, 

6. übertragbarer Gehirnentzündung, 

7. Gelbfieber, 

8. übertragbarer Kinderlähmung, 

9. Mikrosporie, 

10. Milzbrand, 

11. Ornithose 

a) Psittacose, 

b) übrige Formen, 

12, Paratyphus A und B, 

13. Pest, 

14. Pocken, 

15. Rückfallfieber, 

16. Ruhr 
a) bakterielle Ruhr, 

b) Amöbenruhr, 

17. Tollwut, 

18. Tuberkulose 

a) der Atmungsorgane (aktive Form), 

b) der Haut, 

c) der übrigen Organe, 

19. Tularämie, 

20. Typhus abdominalis. 

(2) Meldepflichtig ist jeder Fall einer Erkrankung 
und eines Todes an 

1. Brucellose 

a) Bang'sche Krankheit, 

b) Maltafieber, 

c) übrige Formen, 

2. Diphterie, 

3. übertragbarer Hirnhautentzündung 

a) Meningokokken-Meningi tis, 

b) übrige Formen, 

4. Hepatitis infectiosa, 

5. Kindbettfieber 

a) bei oder nach Geburt, 

b) bei oder nach Fehlgeburt, 

6. Leptospirose 
a) Weil' sehe Krankheit, 

b) Feldfieber, 

c) Canicolafieber, 

d) übrige Formen, 

7. Malaria 

a) Ersterkrankung, 

b) Rückfall, 

8. Q-Fieber, 

9. Rotz, 

10. Scharlach, 
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11. Toxoplasmose, 

12. Trnchom, 

13. Trichinose, 

14. Wundslarrkrnmpf. 

(3) MeJdcpfJichlirJ isl jeder Todesfall an 

1. Grippe (Virusgrippe), 

2. Keuchhusten, 

3. Masern. 

(4) Melclc-pllich l.ig ist jc!clt'r Aussch(~ider von Erre-
gern von 

1. Enteritis infecliosa (Salmonellose), 

2. Pmatyphus A und B, 

3. bakterieller Ruhr, 

4. Typhus abdominalis. 

(5) Eine Verletzung durch ein tollwutkrankes oder 
tollwutverdächtiges Tier sowie die Berührung eines 
solchen Tieres oder Tierkörpers gilt als Fall des 
Verdachts einer Erkrankung an Tollwut (Absatz 1 
Nr. 17). 

§ 4 

(1) Zur Meldung sind verpflichtet 

1. der behandelnde oder sonst hinzugezogene 
Arzl:, 

2. jede sonstige mit der Behandlung oder der 
Pflege des Betroffenen berufsmäßig be­
schäftigte Person, 

3. die hinzugezogene Hebamme, 

4. das Familienhaupt., 

5. der Leichenschauer. 

(2) In Krankenhäusern oder Entbindungsheimen 
trifft die Verpflichtung nach Absatz 1 Nr. 1 den lei­
tenden Arzt, in Krankenhäusern mit mehreren selb­
ständigen Abteilungen den leitenden Abteilungs­
arzt. Auf Schiffen tritt der Schiffsführer, in Pflege­
und Gefangenenanstalten, Heimen, Lagern, Sammel­
unterkünften und ähnlichen Einrichtungen tritt de­
ren Leiter an die Stelle des Familienhauptes. 

(3) Die Meldepflicht besteht für die in Absatz 1 
Nr. 2 bis 5 bezeichneten Personen nur, wenn eine in 
der Reihenfolge des Absatzes 1 vorher genannte 
Person nicht vorhanden oder an der Meldung ver­
hindert ist. Die außerhalb eines Krankenhauses oder 
eines Entbindungsheimes tätige Hebamme ist in je­
dem Falle zur Meldung verpflichtet. 

§ 5 

(1) Die Meldung ist dem für den Aufenthalt des 
Betroffenen zuständigen Gesundheitsamt unverzüg­
lich, spätestens innerhalb 24 Stunden nach erlangter 
Kenntnis zu erstatten. Dieses hat das für den ge­
wöhnlichen Aufenlhaltsort des Betroffenen zustän­
dige Gesundheitsamt unverzüglich zu benachrich­
tigen, wenn der gewöhnliche Aufenthaltsort im Be­
reich eines anderen Gesundheitsamtes liegt. 

(2) Tritt der meldepflichtige Fall während des 
Aufenthalts der betroffenen Person in einem Kran­
kenhaus ein, so ist die Meldung dem für das Kran­
kenhaus zuständigen Gesundheitsamt zu erstatten. 
Absatz 1 Satz 2 findet Anwendung. 

§ 6 

(1) Ausscheider nach § 3 Abs. 4 haben jeden 
Wechsel der Wohnung und jeden Wechsel der Ar­
beitsstätte unverzüglich dem bisher zuständigen Ge­
sundheitsamt anzuzeigen. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Ausscheider sind 
verpflichtet, bei jeder Aufnahme in ein Kranken­
haus oder ein Entbindungsheim oder bei der Inan­
spruchnahme einer Hebamme dem behandelnden 
Arzt oder der Hebamme mitzuteilen, daß sie Aus­
scheider sind. 

(3) Im Falle der Geschäftsunfähigkeit oder der 
beschränkten Geschäftsfähigkeit eines der in Ab­
satz 1 genannten Ausscheider treffen die Verpflich­
tungen nach Absatz 1 und 2 denjenigen, dem die 
Sorge für die Person des Ausscheiders zusteht. Im 
Falle des § 1633 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist die 
Minderjährige verpflichtet. 

(4) In den Fällen des § 3 sind die Aufnahme der 
Kranken, Krankheitsverdächtigen und Ausscheider 
in ein Krankenhaus oder ein Entbindungsheim so­
wie ihre Entlassung unverzüglich dem für den bis­
herigen Aufenthaltsort zuständigen Gesundheitsamt 
anzuzeigen. In der Entlassungsanzeige ist anzuge­
ben, ob der Entlassene geheilt ist und ob er die Er­
reger einer übertragbaren Krankheit noch ausschei­
det. Die Verpflichtung trifft den leitenden Arzt, in 
Krankenhäusern mit mehreren selbständigen Abtei­
lungen den leitenden Abteilungsarzt, in Kranken­
häusern ohne leitenden Arzt den behandelnden Arzt. 

§ 7 

(1) Der Bundesminister des Innern wird ermäch­
tigt, die Meldepflicht nach § 3 durch Rechtsverord­
nung befristet auf andere übertragbare Krankhei­
ten auszudehnen, wenn diese in epidemischer Form 
auftreten oder nicht nur vereinzelt einen bösartigen 
Verlauf aufweisen. 

(2) Die Rechtsverordnung nach Absatz 1 bedarf 
der Zustimmung des Bundesrates. In dringenden 
Fällen kann die Rechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundesrates erlassen werden. Jedoch ist ihre 
Geltungsdauer auf längstens drei Monate zu be­
fristen. 

(3) Solange der Bundesminister des Innern von 
der Ermächtigung nach Absatz 1 keinen Gebrauch 
macht, sind auch die Landesregierungen zum Erlaß 
einer Rechtsverordnung nach Absatz 1 ermächtigt. 
Sie können die Ermächtigung auf andere Stellen 
übertragen. 

Dritter Abschnitt 

Meldepflicht in besonderen Fällen 

§ 8 

Wenn Erkrankungen an Coli-Dyspepsie, Erysipel, 
Keuchhusten, Masern, Mumps, Röteln oder Wind­
pocken in Krankenanstalten oder Entbindungshei­
men nicht nur vereinzelt auftreten, so sind auch 
diese Erkrankungen zu melden, es sei denn, daß 
die Erkrankten schon vor der Aufnahme an diesen 
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Krankheiten erkrnnkt odc)r d(~ssen verdächtig waren. 
§ 4 Abs. 2 Sc1tz 1 und § 5 Abs. 2 Satz 1 finden An­
wendung. 

§ 9 

(1) Die Leiler von Medizinaluntersuchungsämtern 
und sonstigen öffentlichen oder privaten Unter­
suchun(~sstellen lrnben jeden Untersuchungsbefund, 
der auf einen meldepflichtigen Fall schließen läßt, 
unverzüglich dem für den Aufenthaltsort des Betrof­
fenen zuslündigen Gesundh0-ilsamt zu melden. § 5 
Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die Untersuchungs­
stelle Teil eines Krankenhauses ist und sich die Un­
tersuchung auf Insassen dieses Krankenhauses be­
zieht. 

Vierter Abschnitt 

Vorschriften zur Verhütung 
übertragbarer Krankheiten 

1. Allgemeines 

§ 10 

(1) Wenn Tatsachen festgestellt werden, die zum 
Auftreten einer übcrtrngbaren Krc.mkheit führen 
können, so hat die zuslündige Behörde die notwen­
digen Maßnahmen zur Abwendung der dem einzel­
nen oder der Allgemeinheit hierdurch drohenden 
Gefahren zu treffen. Den Beauftragten der zustän­
digen Behörde und des Gesundheitsamtes ist der 
Zutritt zu Grundstücken, Räumen und Einrichtungen, 
von denen die Gefahr ausgeht, zu gestatten. Das 
Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Ar­
tikel 13 Abs. 1 Grundgesetz) wird insoweit einge­
schränkt. 

(2) Erhält das Gesundheitsamt Kenntnis von einer 
der in Absatz 1 bezeichneten Tatsachen, so hat es 
die zuständige Behörde hiervon unverzüglich zu un­
terrichten und die geeigneten Maßnahmen vorzu­
schlagen. Bei Gefahr im Verzuge hat das Gesund­
heitsamt die erforderlichen Maßnahmen selbst anzu­
ordnen und die zuständige Behörde hiervon sofort 
zu unterrichten. Diese kann die Anordnung ändern 
oder aufheben. Wird die Anordnung nicht innerhalb 
von zwei Tagen seit ihrem Erlaß aufgehoben, so 
gilt sie als von der zuständigen Behörde getroffen. 

(3) Hat die zuständige Behörde in anderer Weise 
als durch Unterrichtung durch das Gesundheitsamt 
von einer der in Absatz 1 bezeichneten Tatsachen 
Kenntnis erlc:mgt, so hat sie vor der Anordnung von 
Maßnahmen das Gesundheitsamt zu hören. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 fü:1den keine Anwendung, 
wenn die §§ 11 bis 29 anzuwenden sind, soweit 
nichts anderes bestimmt ist. 

§ 11 

(1) Trinkwasser sowie Brauchwasser für Betriebe, 
in denen Lebensmittel gewerbsmäßig hergestellt 
oder behandelt werden, oder die Lebensmittel ge­
werbsmäßig in den Verkehr bringen, muß so be­
schaffen sein, daß durch seinen Genuß oder Ge­
brauch die menschliche Gesundheit, insbesondere 

durch Krankheitserreger, nicht geschädigt werden 
kann. Wasserversorgungsanlagen unterliegen inso­
weit der Uberwachung durch das Gesundheitsamt. 
Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Artikel 13 Abs. 1 Grundgesetz) wird insoweit ein­
geschränkt. Der gewerbsmäßigen Herstellung oder 
Behandlung oder dem gewerbsmäßigen Inverkehr­
bringen steht es gleich, wenn Lebensmittel für Mit­
glieder von Genossenschaften oder ähnlichen Ein­
richtungen hergestellt oder behandelt oder für diese 
Mitglieder oder in Einrichtungen zur Gemeinschafts­
verpflegung abgegeben werden. 

(2) Der Bundesminister des Innern bestimmt durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates, 
welche Eigenschaften das in Absatz 1 bezeichnete 
Wasser aufweisen muß, um der Vorschrift des Ab­
satzes 1 zu entsprechen. Er regelt in dieser Rechts­
verordnung die Uberwachung der Wasserversor­
gungsanlagen in hygienischer Hinsicht und bestimmt, 
welche Mitwirkungs- und Duldungspflichten inso­
weit dem Unternehmer oder sonstigen Inhaber einer 
Wasserversorgungsanlage obliegen, welche Wasser­
untersuchungen dieser durchführen lassen muß und 
in welchen Zeitabständen diese vorzunehmen sind. 

(3) Der Unternehmer oder sonstige Inhaber einer 
Wasserversorgungsanlage hat die Kosten für die 
nach der Rechtsverordnung gemäß Absatz 2 vorzu­
nehmenden Wasseruntersuchungen zu tragen. 

(4) Die zuständige Behörde hat alle Maßnahmen 
zu treffen, die zur Abwehr von Gefahren notwendig 
sind, welche von einem der Vorschrift des Absat­
zes 1 nicht entsprechenden Trink- oder Brauchwas­
ser ausgehen. 

§ 12 

(1) Die Gemeinden oder Gemeindeverbände haben 
darauf hinzuwirken, daß die festen und flüssigen 
Abfall- oder Schmutzstoffe so beseitigt werden, daß 
Gefahren für die menschliche Gesundheit durch 
Krankheitserreger nicht entstehen. Einrichtungen zur 
Beseitigung der in Satz 1 genannten Stoffe unterlie­
gen der Uberwachung durch das Gesundheitsamt. 
Die Inhaber dieser Einrichtungen sind verpflichtet, 
den Beauftragten des Gesundheitsamtes das Betre­
ten ihrer Grundstücke zu gestatten, Räume, Anlagen 
und Einrichtungen zugänglich zu machen und auf 
Verlangen Auskunft zu erteilen, soweit dies zur 
Uberwachung erforderlich ist. Das Grundrecht der 
Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 
Grundgesetz) wird insoweit eingeschränkt. § 10 
Abs. l bis 3 findet Anwendung. 

(2) Der zur Erteilung einer Auskunft nach Ab­
satz 1 Verpflichtete kann die Auskunft auf solche 
Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst 
oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivil­
prozeßordnung bezeichneten Angehörigen der Ge­
fahr strafrechtlicher Verfolgung oder eines Verfah­
rens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
aussetzen würde. 

§ 13 

(1) Wenn tierische Schädlinge festgestellt werden 
und die Gefahr begründet ist, daß durch sie Krank-
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heitserreger verbreitet werden können, so hat die 
zuständige Behörde zu ihrer Bekämpfung die erfor­
derlichen Maßnahmen anzuordnen. 

(2) Die Landesregierungen bestimmen durch Rechts­
verordnung, wer für die Bekämpfung der in Absatz 1 
genannten Schädlinge zu sorgen hat. Als Verpflich­
tete können die Grundstückseigentümer oder -be­
sitzer oder die Gemeinden oder Gemeindeverbände 
vorgesehen werden. Die Landesregierungen bestim­
men ferner, wie die Bekämpfung durchzuführen ist, 
welche Mittel und Verfahren dabei anzuwenden sind 
und welche Mitwirkungs- und Duldungspflichten 
insoweit den Eigentümer oder Besitzer eines Grund­
stücks oder den Wohnungsinhaber treffen. Das 
Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Ar­
tikel 13 Abs. 1 Grundgesetz) kann insoweit einge­
schränkt werden. In der Rechtsverordnung kann vor­
geschrieben werden, daß nur staatlich geprüfte Mit­
tel verwendet: werden dürfen. Die Landesregierun­
gen können dje Ermächtigung auf andere Stellen 
übertragen. 

2. Schutzimpfungen 

§ 14 

Die Gesundheitsämter haben öffentliche Termine 
zur Durchführung unentgeltlicher Schutzimpfungen 
gegen die von der zuständigen obersten Landes­
behörde zu bezeichnenden übertragbaren Krankhei­
ten abzuhalten. 

§ 15 

(1) Der Bundesminister des Innern wird ermäch­
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates Schutzimpfungen gegen Pocken, Cholera, 
Typhus abdominalis und Diphtherie für bedrohte 
Teile der Bevölkerung anzuordnen, wenn eine die­
ser Krankheiten in bösartiger Form auftritt und mit 
ihrer epidemischen Verbreitung zu rechnen ist. Das 
Grundrecht der körperlichen Unversehrtheit (Arti­
kel 2 Abs. 2 Satz 1 Grundgesetz) kann insoweit ein­
geschränkt werden. Ein gemäß dieser Rechtsverord­
nung Impfpflichtiger, der nach ärztlichem Zeugnis 
ohne Gefahr für sein Leben und seine Gesundheit 
nicht geimpft werden kann, ist freizustellen. 

(2) Solange der Bundesminister des Innern von 
der Ermächtigung nach Absatz 1 keinen Gebrauch 
macht, sind auch die Landesregierungen zum Erlaß 
einer Rechtsverordnung nach Absatz 1 ermächtigt. 

§ 16 
Jeder Impfling erhält bei seiner ersten Impfung 

ein Impfbuch, das von der zuständigen Behörde un­
entgeltlich abzugeben ist. In das Impfbuch sind alle 
Impfungen einschließlich der Pockenschutzimpfung 
von dem impfenden Arzt einzutragen. 

3. Vorschriften für das 
Lebensmittel g e werbe 

§ 17 
Personen, die 

1. an Typhus abdominalis, Paratyphus A und B, 
Enteritis· infectiosa (Salmonellose), Ruhr, He­
patitis infectiosa oder Scharlach erkrankt oder 
dessen verdächtig sind, 

2. an ansteckung·sfähiger Tuberkulose oder an 
ansteckenden Hautkrankheiten erkrankt sind, 

3. Erreger von Typhus abdominalis, Paratyphus 
A und B, Enteritis infectiosa (Salmonellose) 
oder Ruhr dauernd oder zeitweilig ausscheiden 
oder dessen verdächtig sind, 

dürfen nicht 

a) in Molkereien, Rahmstationen und Sammelstel­
len mit der Behandlung und Bearbeitung der 
Milch, mit der Herstellung, dem Ausformen und 
Abpacken von Butter und Käse und anderen 
Milcherzeugnissen sowie in Betrieben des Milch­
und Lebensmittelhandels mit dem Inverkehr­
bringen von Milch oder von Milcherzeugnissen 
in loser Form, 

b) mit der gewerbsmäßigen Herstellung oder Be­
handlung von Speiseeis oder mit dem Inverkehr­
bringen von Speiseeis in loser Form, 

c) mit der gewerbsmäßigen Gewinnung, Bearbei­
tung oder Verarbeitung von Fleisch oder Fleisch­
erzeugnissen oder mit dem Inverkehrbringen 
dieser Lebensmittel in loser Form, 

d) in Küchen von Gaststätten, Speisewirtschaften, 
Beherbergungsbetrieben, Kantinen, Krankenhäu­
sern oder sonstigen Einrichtungen zur Gemein­
schaftsverpflegung mit der Zubereitung von 
Speisen oder Getränken, 

e) in Wasserversorgungsanlagen mit der Gewin­
nung, Aufbereitung oder Verteilung von Trink­
wasser 

beschäftigt werden oder eine solche Tätigkeit aus­
üben. 

§ 18 

. (1) Personen dürfen in Betrieben zur Ausübung 
einer der in § 17 bezeichneten Tätigkeiten nur ein­
gestellt werden, wenn sie durch ein Zeugnis des 
Gesundheitsamtes, das nicht älter als ein Jahr ist, 
nachweisen, daß bei ihnen Hinderungsgründe nach 
§ 17 nicht vorliegen. Die zuständige Behörde kann 
zulassen, daß für Personen, die in einem Kranken­
haus beschäftigt werden sollen, das Zeugnis auch 
von einem bestimmten in diesem Krankenhaus täti­
gen Arzt, der über die für die Untersuchung erfor­
derliche Röntgeneinrichtung verfügt, ausgestellt 
wird. In diesem Fall ist eine Abschrift des Zeug- .., 
nisses unverzüglich dem zuständigen Gesundheits­
amt zu übersenden. 

(2) Personen, die eine der in § 17 bezeichneten 
Tätigkeiten ausüben, sind nach Anordnung der zu­
ständigen Behörde in Wiederholungsuntersuchun­
gen darauf zu überprüfen, ob Hinderungsgründe 
nach § 17 vorliegen. Verweigern sie die Unter­
suchung, so dürfen sie nicht weiterbeschäftigt wer­
den. 

(3) Personen, die nach Absatz 1 oder 2 unter­
sucht werden, brauchen nicht die Entnahme von 
Rückenmarks- oder Gehirnflüssigkeit sowie alle 
operativen Eingriffe und solche Eingriffe, die eine 
allgemeine Betäubung erfordern, zu dulden. Die Ent­
nahme von Blut aus der Vene, von Mageninhalt 
oder Galle sowie Rektalabstriche dürfen nur von 
Ärzten ausgeführt werden. 
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(4) Die Zeugnisse sind dem Arbeitgeber für die 
Dauer der Beschäftigung auszuhändigen und von 
diesem auf Verlangen der zuständigen Behörde zur 
Einsichtnahme vorzulegen. 

(5) Unternehmer dürfen die in § 17 bezeichneten 
Tätigkeiten in ihrem Betrieb nur ausüben, wenn 
ihnen das Gesundheitsamt bescheinigt, daß bei 
ihnen Hinderungsgründe nach § 17- nicht vorliegen. 
Die Absätze 2 bis 4 gelten entsprechend. 

4. Arb e i t e n und Verkehr mit 
Krankheitserregern 

§ 19 
(1) Wer 

1. die lebenden Erreger von Cholera, Fleck­
fieber, Gelbfieber, Kinderlähmung, Milz­
brand, Ornithosen, Pest, Pocken, Toxoplas­
mose oder Tularämie, 

2. die lebenden Erreger anderer auf den Men­
schen übertragbarer Krankheiten, ausge­
nommen Maul- und Klauenseuche und Rotz, 

einführen, ausführen, aufbewahren, abgeben oder 
mit ihnen arbeiten will, bedarf einer Erlaubnis der 
zuständigen Behörde. 

(2) Als Arbeiten mit Krankheitserregern sind ins­
besondere anzusehen 

1. Versuche mit vermehrungsfähigen Krank­
heitserregern, 

2. mikrobiologische und serologische Unter­
suchungen zur Feststellung übertragbarer 
Krankheiten, 

3. Fortzüchtung von Krankheitserregern. 

(3) Als Arbeiten mit Krankheitserregern gelten 
ferner die serologischen Untersuchungen zur Fest­
stellung der Syphilis. 

§ 20 

Der Erlaubnis zum Arbeiten mit den in § 19 Abs. 1 
Nr. 2 bezeichneten Krankheitserregern sowie zu 
ihrer Aufbewahrung bedürfen nicht 

1. Arzte, Zahnärzte und Tierärzte, soweit sie 
sich auf diagnostische Untersuchungen oder 
therapeutische Maßnahmen für die eigene 
Praxis beschränken, 

2. Arzte in Gefangenenanstalten, soweit sie sich 
auf diagnostische Untersuchungen oder thera­
peutische Maßnahmen bei den Gefangenen be­
schränken, 

3. Krankenhäuser, Polikliniken oder Tierklini­
ken, soweit sie sich unter ärztlicher Leitung 
auf diagnostische Untersuchungen oder thera­
peutische Maßnahmen in ihrem Arbeitsbereich 
beschränken, 

4. ärztlich geleitete staatliche oder kommunale 
Hygiene-Institute, Medizinaluntersuchungs­
ämter und Veterinäruntersuchungsämter sowie 
Gesundheitsämter, Veterinärämter, Tiergesund­
heitsämter und solche öffentlichen Forschungs­
institute, deren Aufgaben das Arbeiten mit 
Krankheitserregern erfordern. 

§ 21 

Der Erlaubnis nach § 19 Abs. 1 bedarf nicht, wer 
für denjenigen, der eine Erlaubnis besitzt oder nach 
§ 20 keiner Erlaubnis bedarf, tätig ist. 

§ 22 

(1) Die Erlaubnis ist zu versagen, 

1. wenn der Antragsteller 

a) die erforderliche Sachkenntnis · nicht 
besitzt, 

b) sich als unzuverlässig in bezug auf die 
Tätigkeiten erwiesen hat, für deren 
Ausübung die Erlaubnis begehrt wird, 
oder 

2. wenn geeignete Räume oder Einrichtungen 
nicht vorhanden sind. 

(2) Wenn der Antragsteller nicht selbst die Lei­
tung der Tätigkeiten übernimmt, so darf bei ihm 
der Versagungsgrund nach Absatz 1 Nr. 1 Buch­
stabe b und dürfen bei der von ihm mit der Leitung 
beauftragten Person die Versagungsgründe nach 
Absatz 1 Nr. 1 nicht vorliegen. Bei juristischen Per­
sonen darf der Versagungsgrund nach Absatz 1 
Nr. 1 Buchstabe b bei den nach Gesetz oder Satzung 
zur Vertretung berufenen Personen nicht vorliegen. 

(3) Die erforderliche Sachkenntnis wird durch 
1. die Bestallung als Arzt, Zahnarzt, Tier­

arzt oder Apotheker oder den Abschluß 
eines naturwissenschaftlichen Hochschul­
studiums und 

2. eine mindestens dreijährige Tätigkeit auf 
dem Gebiete der Mikrobiologie und Sero­
logie 

nachgewiesen. 

(4) Bei Antragstellern, die nicht die Bestallung als 
Arzt, Zahnarzt oder Tierarzt besitzen, ist die Erlaub­
nis auf die in § 19 Abs. 2 Nr. 1 und 3 bezeichneten 
Arbeiten zu beschränken. Im übrigen kann die Er­
laubnis auf bestimmte Tätigkeiten und auf bestimmte 
Krankheitserreger beschränkt und mit Auflagen 
verbunden werden, soweit dies zur Verhütung über­
tragbarer Krankheiten erforderlich ist. 

§ 23 
Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn ein Ver­

sagungsgrund nach § 22 vorhanden ist und wenn 
im Falle des § 22 Abs. 1 Nr. 2 dem Mangel nicht 
innerhalb einer von der zuständigen Behörde zu 
setzenden angemessenen Frist abgeholfen wird. 

§ 24 
Der Inhaber einer Erlaubnis hat jeden Wechsel 

der mit der Leitung der Tätigkeiten beauftragten 
Person sowie jede wesentliche Anderung der Räume 
oder Einrichtungen unverzüglich der zuständigen 
Behörde anzuzeigen. Das gleiche gilt beim Wechsel 
der Vertretungsberechtigten juristischer Personen. 

§ 25 

Wer eine Erlaubnis erhalten hat, untersteht der 
Aufsicht der zuständigen Behörde. Er ist insoweit 
verpflichtet, den von der zuständigen Behörde be-
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auftrngten Pcrsornm das Belrcten seines Grund­
stücks zu ~wsta !Jen, füiumc, Anlagen und Einrich­
tungen zugänglich zu machen, Bücher und sonstige 
UntC'rlagen vorzulegen, die Einsicht in diese zu ge­
w~ih ren und di c nolwcndi~1cn Prüfungen zu dulden. 
Das Grundrechl der Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Artikel 13 Abs. 1 Grundgesetz) wird insoweit ein­
geschränkt. 

§ 26 

Krankheitserrc~Jt~r der in § 19 Abs. 1 bezeichneten 
Art sowie Material, das solche Krankheitserreger 
enthält, dürfon nur an denjenigen abgegeben wer­
den, der eine Erlaubnis besitzt oder einer solchen 
nach § 20 oder 21 nicht bedarf. 

§ 27 

Zur Schädlingsbekämpfung dürfen Krankheits­
erreger, durch die übertragbare Krankheiten beim 
Menschen verursacht werden können, nicht verwen­
det werden. 

§ 28 

Für die gewerbsmäßige Herstellung von Seren 
und Impfstoffen und den Verkehr mit ihnen gelten 
die hierfür erlassenen besonderen Vorschriften. 

§ 29 

(1) Der Bundesminister des Innern wird ermäch­
tigt, im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und dem 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Vorschriften über die an die Beschaffenheit der 
Räume und Einrichtungen zu stellende Anforde­
rungen sowie über die Vorsichtsmaßregeln, die 
beim Arbeiten und beim Verkehr mit den in § 19 
Abs. 1 bezeichneten Krankheitserregern und bei 
deren Versendung zu treffen sind, zu erlassen. 

(2) In der Rechtsverordnung nach Absatz 1 kann 
zum Zwecke der Uberwachung des Arbeitens und 
des Verkehrs mit Krankheitserregern vorgeschrie­
ben werden, daß bei bestimmten Tätigkeiten die 
Arbeitsaufnahme der zuständigen Behörde anzu­
zeigen ist, daß Verzeichnisse zu führen und Berichte 
über die durchgeführten Arbeiten der zuständigen 
Behörde vorzulegen sowie bestimmte Wahrnehmun­
gen dem Gesundheitsamt zu melden sind, soweit 
dies zur Verhütung oder Bekämpfung übertrag­
barer Krankheiten erforderlich ist. 

Fünfter Abschnitt 

Vorschriften zur Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten 

1. Behandlung 
übertragbarer Krankheiten 

§ 30 

(1) Die Behandlung meldepflichtiger übertragba­
rer Krankheiten (§ 3 Abs. 1 und 2) im Rahmen der 
berufsmäßigen Ausübung der Heilkunde ist nur 
Ärzten, im Rahmen der berufsmäßigen Ausübung 
der Zahnheilkunde auch Zahnärzten gestattet. 

(2) Stellt ein Heilpraktiker eine Erkrankung oder 
den Verdacht einer Erkrankung an einer melde- . 
pflichtigen übertragbaren Krankheit (§ 3 Abs. 1 
und 2) fest und wird daraufhin die Behandlung 
einem Arzt übertragen, so kann der Heilpraktiker 
bis zur Ubernahme der Behandlung durch den Arzt 
Maßnahmen zur Linderung einleiten. 

2. Ermittlungen 

§ 31 

(1) Erhält das Gesundheitsamt Kenntnis von 
einem nach § 3 Abs. 1, 2 oder 4 meldepflichtigen 
Fall oder einem Ausscheidungsverdacht nach § 3 
Abs. 4, so hat es alsbald die erforderlichen Ermitt­
lungen über Art, Ursache, Ansteckungsquelle und 
Ausbreitung der Krankheit anzustellen. 

(2) Die Ermittlungen sind unverzüglich durch 
einen Arzt des Gesundheitsamtes durchzuführen 

1. beim Auftreten oder dem Verdacht des 
Auftretens von Aussatz, Cholera, Fleckfie­
ber, Gelbfieber, übertragbarer Kinderläh­
mung, Milzbrand, Ornithose, Paratyphus A 
und B, Pest, Pocken, Rückfallfieber, Tollwut, 
Trichinose oder Typhus abdominalis, 

2. beim Auftreten von übertragbarer Gehirn­
entzündung, übertragbarer Hirnhautent­
zündung oder Kindbettfieber, 

3. bei der Feststellung eines Ausscheiders 
nach § 3 Abs. 4. 

(3) Erhält das Gesundheitsamt davon Kenntnis, 
daß in seinem Bereich eine nicht meldepflichtige 
übertragbare Krankheit in ungewöhnlichem Um­
fange oder in bösartiger Form auftritt oder daß eine 
unaufgeklärte Krankheit, die den Umständen nach 
übertragbar sein kann, gehäuft festgestellt wird, so 
hat es alsbald Ermittlungen darüber anzustellen. 

(4) Beim Auftreten oder dem Verdacht des Auf­
tretens von Cholera, Fleckfieber, Gelbfieber, Pest, 
Pocken oder Rückfallfieber haben die zuständigen 
obersten Landesbehörden sofort das Bundesgesund­
heitsamt zu benachrichtigen. 

§ 32 

(1) Den Beauftragten des Gesundheitsamtes ist 
der Zutritt zu Kranken, Krankheitsverdächtigen, 
Ansteckungsverdächtigen, Ausscheidern und Aus­
scheidungsverdächtigen sowie die Besichtigung der 
von diesen Personen benutzten Räume und Gegen­
stände zu gestatten, soweit das Gesundheitsamt es 
zur Durchführung der Ermittlungen für erforderlich 
hält. 

(2) Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungs­
verdächtige, Ausscheider und Ausscheidungsver­
dächtige sind verpflichtet, die erforderlichen Unter­
suchungen zu dulden. Sie und die zur Meldung 
verpflichteten Personen haben den Beauftragten des 
Gesundheitsamtes über alle wesentlichen Umstände 
Auskunft zu geben und Vorladungen des Gesund­
heitsamtes Folge zu leisten. § 12 Abs. 2 gilt ent­
sprechend. 
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(3) Die Beauflrciglen des Cesundheitsamtes sind 
berechtigt, das für die Ermi LtJung erforderliche Un­
tersuchungsmaterial zu entnehmen. Die in Absatz 2 
genannten Personen sind verpflichtet, das Material 
auf Verlangen bereitzustellen oder die Entnahme 
zu dulden. Blutenlnahmen aus der Vene und Rek­
talabstriche dürfen nur von .Ärzten ausgeführt wer­
den. Die Entnahme von Maqeninhalt oder Galle, 
von Rückenmarks- oder Gehirnflüssigkeit sowie alle 
operativen Einqriffe und solche Eingriffe, die eine 
allgemeine Betäubung erfordern, dürfen nur von 
Ärzten und nur mil Einwilligung des Betroffenen 
vorgenommen werden. 

(4) Den Ärzten des Gesundheitsamtes sind der 
Zutritt zu Leichen, die mit Krankheitserregern be­
haftet oder dessrm verdächtig sind, sowie Unter­
suchungen der Leiche zu gestatten. Die zuständige 
Behörde kann die innere Leichenschau anordnen, 
wenn dies vom Gesundheitsamt zur Feststellung 
einer übertragbaren Krankheit für erforderlich ge­
halten wird. 

(5) Die Grundrechte der Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 Grundgesetz) und der 
körperlichen Unversehrtheit (Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 
Grundgesetz) werden insoweit eingeschränkt. 

§ 33 

Der behandelnde Arzl ist berechtigt, den Unter­
suchungen nach § 32 und der inneren Leichenschau 
beizuwohnen. 

3. S c h u t z m a ß n a h m e n 

§ 34 

(1) Soweit und solange es zur Verhinderung der 
Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich 
ist und soweit nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
oder der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen eine Meldepflicht besteht, kön­
nen Maßnahmen nach den Vorschriften der §§ 36 
bis 42 (Schutzmaßnahmen) getroffen werden. Die 
Grundrechte der körperlichen Unversehrtheit (Arti­
kel 2 Abs. 2 Satz 1 Grundgesetz), der Freiheit der 
Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 Grundgesetz), der 
Freizügigkeit (Artikel 11 Abs. 1 Grundgesetz) und 
der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 
Abs. 1 Grundgesetz) werden insoweit eingeschränkt. 

(2) Wenn die von Maßnahmen nach Absatz 1 be­
troffenen Personen geschäftsunfähig oder in der 
Geschäftsfähigkeit beschränkt sind, hat derjenige 
für die Erfüllung der diese Personen auf Grund des 
Absatzes 1 Satz l treffenden Verpflichtungen zu 
sorgen, dem die Sorge für die Person zusteht. 

§ 35 

(1) Die Schutzmaßnahmen werden auf Vorschlag 
des Gesundheitsamtes von der zuständigen Behörde 
angeordnet. Bei Gefahr im Verzuge hat das Gesund­
heitsamt die erforderlichen Maßnahmen selbst anzu-

ordnen und die zuständige Behörde hiervon sofort 
zu unterrichten. Diese kann die Anordnung ändern 
oder aufheben. Wird die Anordnung nicht innerhalb 
von zwei Tagen seit ihrem Erlaß aufgehoben, so 
gilt sie als von der zuständigen Behörde getroffen. 

(2) Die Anfechtung einer Anordnung nach Absatz 1 
hat keine aufschiebende Wirkung. 

§ 36 

(1) Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungs­
verdächtige, Ausscheider und . Ausscheidungsver­
dächtige können einer Beobachtung unterworfen 
werden. 

(2) Wer einer Beobachtung nach Absatz 1 unter­
worfen ist, hat die erforderlichen Untersuchungen 
zu dulden und den ärztlichen Weisungen Folge zu 
leisten. § 32 Abs. 3 gilt entsprechend. Er ist ferner 
verpflichtet, Vorladungen des Gesundheitsamtes 
Folge zu leisten, den Beauftragten des Gesundheits­
amtes zum Zwecke der Befragung oder der Unter­
suchung den Zutritt zu seiner Wohnung zu gestat­
ten, ihnen über alle seinen Gesundheitszustand 
betreffenden Umstände Auskunft zu geben und im 
Falle des Wohnungswechsels unverzüglich dem bis­
her zuständigen Gesundheitsamt Anzeige zu erstat­
ten. § 12 Abs. 2 gilt entsprechend. 

§ 37 

(1) Personen, die an Cholera, Fleckfieber, Pest, 
Pocken, Rückfallfieber oder Typhus abdominalis 
erkrankt oder dessen verdächtig sind, müssen in 
einem Krankenhaus abgesondert werden. Sonstige 
Kranke oder Krankheitsverdächtige sowie Anstek­
kungsverdächtige können in einem Krankenhaus 
oder sonst abgesondert werden. Ausscheider, die 
den Anordnungen der zuständigen Behörde nicht 
Folge leisten und dadurch ihre Umgebung gefähr­
den, müssen abgesondert werden. 

(2) Weigert sich der Betroffene, den seine Ab­
sonderung betreffenden Anordnungen Folge zu lei­
sten oder ist nach seinem bisherigen Verhalten 
anzunehmen, daß er solchen Anordnungen nicht 
ausreichend Folge leisten wird, so ist er zwangs­
weise durch Unterbringung in einem abgeschlossenen 
Krankenhaus oder einem abgeschlossenen Teil 
eines Krankenhauses abzusondern. Das Gesetz über 
das gerichtliche Verfahren bei Freiheitsentziehun­
gen vom 29. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 599) ist 
anzuwenden. 

(3) Während der Unterbringung dürfen dem Be­
troffenen Gegenstände, die unmittelbar oder mittel­
bar einem Ausbruch dienen können, abgenommen 
und bis zu seiner Entlassung anderweitig verwahrt 
werden. Für ihn eingehende oder von ihm ausge­
hende Pakete und schriftliche Mitteilungen können 
in seinem Beisein geöffnet und zurückgehalten 
werden, soweit dies zur Sicherung des Unter­
bringungszwecks _erforderlich ist. Postsendungen 
von Gerichten, Behörden, gesetzlichen Vertretern, 
Rechtsanwälten, Notaren oder Seelsorgern dürfen 
weder geöffnet noch zurückgehalten werden; Post-
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send11nq<~n an soldie Stcll<:!n oder Personen dürfen 
nur qeöffrn!I und zurückgehalten werden, soweit 
dies zum Zwecke der Entseuchung notwendig ist. 
Neben den in § 34 genannten Grundrechten wird 
insoweil auch das Grundrecht des Briefgeheimnisses 
(Artikel 10 Grundgesetz) eingeschränkt. 

(4) Der behandelnde Arzt und die zur Pflege be­
stimml.c~n Personen haben freien Zutritt zu abgeson­
derten Personen. Dem Seelsorger und Urkundperso­
nen muß, anderen Personen kann der behandelnde 
Arzl den Zulri lt unter Auferlegung der erforder­
lichen VerhaHensmaßregeln gestatten. 

(5) Die Gemeinden oder Gemeindeverbände haben 
dafür zu sorgen, daß die notwendigen Räume, Ein­
richtungen und Transportmittel zur Durchführung 
von Absonderungsmaßnahmen außerhalb der Woh­
nung zur Verfügung stehen. Die Räume und Ein­
richtungen zur Absonderung nach Absatz 3 sind 
nötigenfalls von den Ländern zu schaffen und zu 
unterhalten. 

§ 38 

(1) Kranken, Krankheitsverdächtigen, Anstek­
kungsverdächtigen, Ausscheidern und Ausschei­
dungsverdächtigen kann die Ausübung bestimmter 
beruflicher Tätigkeiten ganz oder teilweise unter­
sagt werden. 

(2) Ausscheidern nach § 3 Abs. 4, die in Betrieben 
der in § 11 Abs. 1 bezeichneten Art beschäftigt sind 
und die nach der Art ihrer Tätigkeit mit Lebens­
mitteln in Berührung kommen, ist die Ausübung der 
Tätigkeit zu untersagen, soweit sie ihnen nicht 
schon nach § 17 verboten ist. 

§ 39 

(l) Wenn anzunehmen ist, daß Räume, Gegen­
stände oder menschliche Ausscheidungen mit Er­
regern meldepflichtiger übertragbarer Krankheiten 
(§ 3 Abs. 1 und 2) behaftet sind, so ist ihre Ent­
seuchung anzuordnen. Werden tierische Schädlinge 
als vermutliche Uberträger festgestellt, so ist eine 
Entwesung oder Entrattung anzuordnen. 

(2) Bei nicht meldepflichtigen übertragbaren 
Krankheiten kann eine Entseuchung, Entwesung 
oder Entrattung angeordnet werden, wenn diese 
Krankheiten in epidemischer Form auftreten und 
nicht nur vereinzelt einen bösartigen Verlauf auf­
weisen. 

(3) Ist die Entseuchung oder Entwesung von Ge­
genständen nicht ausführbar, so ist ihre Vernichtung 
anzuordnen. Das gleiche gilt, wenn die Entseuchung 
oder Entwesung im Verhältnis zu dem Wert der 
Gegenstände zu kostspielig ist, es sei denn, daß der 
Berechtigte (§ 58 Nr. 3) widerspricht und die Kosten 
übernimmt. 

(4) Wenn Häuser, Wohnungen oder sonstige zum 
Aufenthalt von Menschen bestimmte Räume ent­
seucht, entwest oder entrattet werden müssen, kann 
für die Dauer dieser Maßnahme ihre Benutzung 
untersagt werden. 

§ 40 

Verpflichtet zur Befolgung der Anordnungen nach 
§ 39 ist derjenige, der die tatsächliche Gewalt 
über die Sache ausübt. Erfordert jedoch die Durch­
führung der angeordneten Maßnahmen eine beson­
dere Sachkunde, so kann die zuständige Behörde 
geeignete Fachkräfte mit der Durchführung beauf­
tragen. Soweit derjenige, der die tatsächliche Ge­
walt über die Sache ausübt, die angeordneten Maß­
nahmen nicht selbst durchzuführen hat, ist er zur 
Duldung verpflichtet. Das gleiche gilt für jeden, der 
ein Recht an der Sache hat. 

§ 41 

Bei den behördlich angeordneten Entseuchungen 
und Entwesungen dürfen nur Mittel und Verfahren 
verwendet werden, die vom Bundesgesundheitsamt 
auf Brauchbarkeit geprüft und in eine von diesem 
zu veröffentlichende Liste aufgenommen sind. Das 
gleiche gilt für behördlich angeordnete Entrattungen; 
insoweit tritt die Biologische Bundesanstalt an die 
Stelle des Bundesgesundheitsamtes. 

§ 42 

Beim Tode eines Kranken oder Krankheitsver­
dächtigen können Anordnungen über die Aufbewah­
rung, Einsargung, Beförderung und Bestattung der 
Leiche getroffen werden. 

4. Maßnahmen 
gegenüber der Allgemeinheit 

§ 43 

Beim Auftreten einer meldepflichtigen übertrag­
baren Krankheit (§ 3 Abs. 1 und 2) in epidemischer 
Form kann die zuständige Behörde Ansammlungen 
einer größeren Anzahl von Menschen, insbesondere 
Veranstaltungen in Theatern, Filmtheatern, Ver­
sammlungsräumen, Vergnügungs- oder Gaststätten 
und ähnlichen Einrichtungen, sowie die Abhaltung 
von Märkten, Messen, Tagungen, Volksfesten und 
Sportveranstaltungen beschränken oder verbieten 
und Badeanstalten schließen, soweit und solange es 
zur Verhinderung der Verbreitung einer übertrag­
baren Krankheit erforderlich ist. 

Sechster Abschnitt 

Besondere Vorschriften für Schulen 
und sonstige Gemeinschaftseinrichtungen 

§ 44 

Schulen im Sinne der §§ 45 bis 47 sind alle öffent­
lichen und privaten, dem allgemeinbildenden und 
berufsbildenden Unterricht dienenden Schulen. 

§ 45 

(1) Lehrer, zur Vorbereitung auf den Beruf des 
Lehrers in Schulen tätige Personen, Schüler, Schul-
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bedienstete und in Schulgebüuden wohnende Per­
sonen, die i::ln ci ncr meldepflichtigen übertragbaren 
Krankheit oder dn cJnsl.eckender Borkenflechte (Im­
petigo contagiosa), K<\uchhusten, Krätze, Masern, 
Mumps, Röteln, Windpocken erkrankt oder dessen 
verdlichtig sind, dürfen eile dem Unterricht dienen­
den Rüume nichl belre1.en, Einrichtungen der Schule 
nicht benutzen und an VcransUtllungen der Schule 
nicht teilnehmen, bis nach dem Urteil des behan­
delnden Arzlc~s oder des Gesundheitsamtes eine 
Weiterverbrcilunq der Krankheit durch sie nicht 
mehr zu befürchten ist. Entsprechendes gilt im Falle 
der Verlausung 

(2) Ausscheider dürfen nur mit Zustimmung des 
Gestmdheitsamtes und utlt(\r Beachtung der vor­
geschriebenen Schutzmaßnahmrm die dem Unter­
richt dienenden Räume betreten und Einrichtungen 
der Schule benu tztm. 

(3) Für Lehrer, zur Vorbereilung auf den Beruf 
des Lehrers in Schulen tütige Personen, Schüler und 
Schulbedienstete, in deren Wohngemeinschaft eine 
übertragbare Krnnkheit nach § 3 Abs. 1, Diphtherie, 
Hepatitis infectiosa oder Scharlach, aufgetreten ist, 
gilt Absatz 2 entsprechend. 

(4) Wenn die nach den Absätzen 1 bis 3 ver­
pflichteten Personen geschäftsunfähig oder in der 
Geschäftsfähigkeit beschränkt sind, so hat derjenige 
für die Einhaltung der diese Personen nach den 
Absätzen 1 bis 3 treffenden Verpflichtungen zu sor­
gen, dem die Sorge für die Person zusteht. 

§ 46 

Die zuständige Behörde kann beim Auftreten 
übertragbarer Krankheiten oder einem hierauf ge­
richteten Krankheitsverdacht auf Vorschlag des 
Gesundheitsamtes die Schließung von Schulen oder 
von einzelnen Schulklassen anordnen. § 35 Abs. 2 
gilt entsprechend. 

§ 47 

(1) Lehrer, Schulbedienstete und zur Vorbereitung 
auf den Beruf des Lehrers in Schulen tätige Personen 
haben vor Aufnahme ihrer Tätigkeit und jährlich 
einmal der zuständigen Behörde durch Vorlage eines 
Zeugnisses des Gesundheitsamtes nachzuweisen, 
daß bei ihnen eine ansteckungsfähige Tuberkulose 
der Atmungsorgane nicht vorliegt. Das Zeugnis muß 
sich auf eine Röntgenaufnahme der Atmungsorgane 
stützen. 

(2) Bei Wiederholungsuntersuchungen kann der 
Nachweis nach Absatz 1 auch durch das Zeugnis 
eines sonstigen Arztes geführt werden. In diesem 
Fall ist eine Abschrift des Zeugnisses unverzüglich 
dem zuständigen Gesundheitsamt zu übersenden. 

(3) Schüler dürfen durch eine percutane Tuber­
kuloseprobe auf Tuberkulose untersucht werden. 
Personen, denen die Sorge für die Person eines 
Schülers zusteht, sind verpflichtet, diese Untersu­
chung zu dulden. 

(4) Das Grundrecht der körperlichen Unversehrt­
heit (Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 Grundgesetz) wird 
insoweit eingeschränkt. 

§ 48 

(1) Die Bestimmungen der §§ 45 bis 47 gelten für 
Schülerheime, Schullandheime, Säuglingsheime, Kin­
derheime, Kindergärten, Kindertagesstätten, Lehr­
lingsheime, Jugendwohnheime, Ferienlager und ähn­
liche Einrichtungen entsprechend mit der Maßgabe, 
daß die Verpflichtung nach § 47 Abs. 1 dem Auf­
sichts-, Lehr-, Erziehungs-, Pflege- und Hauspersonal 
dieser Einrichtungen obliegt. 

(2) Tritt in den in Absatz 1 genannten Einrichtun­
gen eine übertragbare Krankheit im Sinne des § 45 
Abs. 1 oder ein hierauf gerichteter Krankheitsver­
dacht auf, so hat der Leiter, unbeschadet der Melde­
pflicht anderer Personen nach § 4, das für die Ein­
richtung zuständige Gesundheitsamt zu benachrich­
tigen. 

(3) Die zuständige Behörde kann im Einverneh­
men mit dem Gesundheitsamt für Säuglingsheime 
und Kinderheime Ausnahmen von dem Verbot nach 
§ 45 Abs. 1 zulassen, wenn die hygienischen Ein­
richtungen dieser Heime ausreichend sind, eine Ab­
sonderung möglich und die ärztliche Betreuung 
sichergestellt ist. Dies gilt nicht beim Auftreten oder 
dem Verdacht des Auftretens von meldepflichtigen 
übertragbaren Krankheiten. 

Siebenter Abschnitt 

Entschädigung in besonderen Fällen 

§ 49 

(1) Wer als Ausscheider, Ausscheidungsverdäch­
tiger oder Ansteckungsverdächtiger auf Grund dieses 
Gesetzes Verboten in der Ausübung seiner bishe­
rigen Erwerbstätigkeit unterliegt oder unterworfen 
wird und dadurch einen Verdienstausfall erleidet, 
erhält auf Antrag eine Entschädigung in Geld. Das 
gleiche gilt für Personen, die als Ansteckungsver­
dächtige abgesondert wurden oder werden. 

(2) Die Entschädigung beträgt für die ersten sechs 
Wochen 90 vom Hundert des Verdienstausfalls. Sie 
beträgt nach Ablauf der ersten sechs Wochen 65 
vom Hundert des Verdienstausfalls und erhöht sich, 
falls der Entschädigungsberechtigte Angehörige ganz 
oder überwiegend unterhält, für jeden Angehörigen 
um 5 vom Hundert bis auf höchstens 75 vom Hundert 
des Verdienstausfalls. Als Angehörige gelten die in 
§ 205 Abs. 1 und 2 der Reichsversicherungsordnung 
genannten Personen. 

(3) Als Verdienstausfall gilt bei Arbeitnehmern 
das im Durchschnitt des letzten Kalendervierteljah­
res vor Einstellung der verbotenen Tätigkeit er­
zielte monatliche Arbeitseinkommen, soweit es nach 
Abzug der Steuern, der Beiträge zur Sozialver­
sicherung und zur Arbeitslosenversicherung oder 
entsprechender Aufwendungen zur sozialen Siche­
rung in angemessenem Umfange sowie der Wer­
bungskosten (Netto-Einkommen) den Betrag von 
660 Deutsche Mark nicht übersteigt. Verbleibt dem 
Arbeitnehmer nach Einstellung der verbotenen Tätig­
keit ein Teil des bisherigen Einkommens, so gilt als 
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Verdienstausfall der Unterschiedsbetrag zwischen 
dem in Satz 1 genannten Netto-Einkommen bis 
zum Betrag von 660 Deutsche Mark und dem in 
dem auf die Einstellung der verbotenen Tätigkeit 
fol~1tmden Kalendermonat erzielten Netto-Einkom­
men aus dem bisherigen Arbeitsverhältnis, soweit 
es 660 Deutsche Mark nicht erreicht. Sätze 1 und 2 
gelten für die Berechnung des Verdienstausfalls bei 
Selbständigen entsprechend mit der Maßgabe, daß 
ein Zwölftel des letzten, beim Finanzamt nachge­
wiesenen .Jahreseinkommens an die Stelle des im 
Durchschnitt des letzten Kalendervierteljahres er­
zielten monatlichen Arbeitseinkommens tritt. Ist ein 
solches Jahreseinkommen noch nicht nachgewiesen, 
so ist es unter Zugrundelegung vergleichbarer Ein­
kommen zu schätzen. 

(4) Die Entschädigung ist jeweils zum Ersten 
eines Monats für den abgelaufenen Monat zu ge­
währen. Sie wird nicht gewährt, solange derjenige, 
dem sie zustehen würde, die verbotene Tätigkeit 
wegen Arbeitsunfähigkeit nicht ausüben könnte. 

(5) Auf die Entschädigung sind anzurechnen 

1. Zuschüsse des Arbeitgebers, soweit sie 
zusammen mit der Entschädigung den tat­
sächlichen Verdienstausfall übersteigen, 

2. das Einkommen aus einer Tätigkeit, die 
als Ersatz der verbotenen Tätigkeit aus­
geübt wird, soweit es zusammen mit der 
Entschädigung den tatsächlichen Verdienst­
ausfall übersteigt, 

3. der Wert desjenigen, das der Entschädi­
gungsberechtigte durch Ausübung einer 
anderen als der verbotenen Tätigkeit zu 
erwerben böswillig unterläßt, soweit es 
zusammen mit der Entschädigung den tat­
sächlichen Verdienstausfall übersteigt, 

4. das Arbeitslosengeld oder die Unterstützung 
aus der Arbeitslosenhilfe in der Höhe, in 
der diese Leistungen dem Entschädigungs­
berechtigten hätten gewährt werden müssen, 
wenn sie nicht wegen unberechtigter Ver­
weigerung einer Arbeitsaufnahme oder aus 
den anderen in den §§ 78 bis 83, 98 und 99 
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung angeführten Grün­
den zu versagen gewesen wären. 

Liegen die Voraussetzungen für eine Anrechnung 
sowohl nach Nummer 3 als auch nach Nummer 4 
vor, so ist der höhere Betrag anzurechnen. 

(6) Der Anspruch auf Entschädigung geht inso­
weit, als dem Entschädigungsberechtigten Arbeits­
losengeld, Lohnausfallvergütung oder Schlechtwet­
fergeld für die gleiche Zeit zu gewähren ist, auf die 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits­
losenversicherung und insoweit, als ihm Unterstüt­
zung aus der Arbeitslosenhilfe für die gleiche Zeit 
zu gewähren ist, auf den Bund über. Die Bundesan­
stalt ist berechtigt und verpflichtet, den Anspruch 
für den Bund geltend zu machen. 

(7) Ein auf anderen gesetzlichen Vorschriften be­
ruhender Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalls, 
der dem Entschädigungsberechtigten durch das Ver­
bot der Ausübung seiner Erwerbstätigkeit erwach-

sen ist, geht insoweit auf das zur Gewährung der 
Entschädigung verpflichtete Land über, als dieses 
dem Entschädigungsberechtigten nach diesem Gesetz 
Leistungen zu gewähren hat. 

(8) Der Antrag nach Absatz 1 ist innerhalb einer 
Frist von zwei Monaten nach Einstellung der ver­
botenen Tätigkeit bei der zuständigen Behörde zu 
stellen. Dem Antrag ist von Arbeitnehmern eine 
Bescheinigung des Arbeitgebers über die Höhe des 
Arbeitseinkommens in dem letzten vor der Einstel­
lung der Tätigkeit abgelaufenen Kalenderviertel­
jahr, von Selbständigen eine Bescheinigung des 
Finanzamtes über die Höhe des letzten nachgewie­
senen Jahreseinkommens beizufügen. Ist ein solches 
Jahreseinkommen noch nicht nachgewiesen oder ist 
ein Unterschiedsbetrag nach Absatz 3 zu errechnen, 
so kann die zuständige Behörde die Vorlage anderer 
oder weiterer Nachweise verlangen. 

§ 50 

Ausscheider, die Anspruch auf eine Entschädi­
gung nach § 49 haben, gelten als körperlich be ... 
hindert im Sinne des § 39 Abs. 3 des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung. 
§ 130 Abs. 1 und 3 und die §§ 133, 135 und 137 Abs. 1 
des genannten Gesetzes gelten entsprechend mit der 
Maßgabe, daß an die Stelle des Arbeitslosengeldes 
die Entschädigung nach § 49 tritt. 

§ 51 

(1) Wer durch eine gesetzlich vorgeschriebene 
oder eine auf Grund der Bestimmungen dieses Ge­
setzes angeordnete oder eine von einer Gesundheits­
behörde öffentlich empfohlene Schutzimpfung einen 
über das übliche Ausmaß einer Impfreaktion hinaus 
gehenden Gesundheitsschaden erleidet, hat An­
spruch auf Entschädigungsleistungen nach den §§ 52 
bis 55. Ein auf anderen gesetzlichen Vorschriften 
beruhender Anspruch auf Ersatz des in Absatz 1 
genannten Schadens geht insoweit auf das zur Ge­
währung der Entschädigung verpflichtete Land über, 
als dieses dem Entschädigungsberechtigten nach die­
sem Gesetz Leistungen zu gewähren hat. 

(2) Trifft die Ersatzpflicht nach Absatz 1 mit einer 
Ersatzpflicht auf Grund fahrlässiger Amtspflichtver­
letzung zusammen, so wird die Ersatzpflicht nach 
§ 839 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs nicht 
dadurch ausgeschlossen, daß die Voraussetzungen 
des Absatzes 1 vorliegen. 

(3) Hat bei der Entstehung, Abwendung oder 
Minderung des Schadens ein Verschulden des Ge­
schädigten oder seines Sorgeberechtigten mitge­
wirkt, so gilt § 254 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
sinngemäß. 

§ 52 

(1) Die Entschädigungsleistungen umfassen 
1. die Kosten der notwendigen Heilbehand-

lung, 
2. die Gewährung einer Rente, 
3. die Kosten der notwendigen Anstaltspflege, 

4. die Kosten der Bestattung, 
5. die Gewährung von Hinterbliebenenrente, 
6. die Gewährung von Erziehungsbeihilfe. 
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(2) Der Gesch~idigte hat außerdem Anspruch auf 
berufsfördernde Maßnahmen. 

§ 53 

(1) Die Kosten der Heilbehandlung werden inso­
weit übernommen, als diese zur Beseitigung, Minde­
rung oder Verhütung einer Verschlimmerung des 
Gesundheitsschadens oder zur Verhütung oder Min­
derung körperlicher Beschwerden notwendig ist. Die 
Heilbehandlung umfaßt ärztliche Behandlung, heil­
gymnastische und bewegungslherapeutische Ubun­
gen, Versorgung mit Arzneimitteln sowie die Aus­
stattung mit orthopädischen und anderen Hilfsmitteln. 
Wenn die Unterbringung in einem Krankenhaus 
erforderlich ist, werden an Stelle der Kosten für 
ärztliche Behandlung und Arzneimittel die Kosten 
für Krankenhauspflege in der für Mitglieder der 
gesetzlichen Krankenkassen allgemein üblichen 
Pflegeklasse übernommen. 

(2) Eine Geldrente in angemessener Höhe wird 
als Entschädigungsleistung gewährt, wenn und so­
lange die Erwerbsfähigkeit des Geschädigten auf 
Grund des Gesundheitsschadens aufgehoben oder 
gemindert oder wenn eine Vermehrung seiner Be­
dürfnisse eingetreten ist. Eine Vermehrung der Be­
dürfnisse liegt insbesondere dann vor, wenn der 
Geschädigte infolge des Gesundheitsschadens so 
hilflos ist, daß er ohne fremde Wartung und Pflege 
nicht bestehen kann. Die Rente ist monatlich im 
voraus zu zahlen. Statt der Rente kann der Ge­
schädigte eine Abfindung in Kapital verlangen, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt und die zustän­
dige Fürsorgebehörde zustimmt. 

(3) Für Geschädigte, die infolge des Gesundheits­
schadens dauernder Pflege im Sinne des Absatzes 2 
Satz 2 bedürfen, ohne daß die Voraussetzungen für 
eine Heilbehandlung vorliegen, werden die Kosten 
der Anstaltspflege übernommen. 

(4) Führt die Impfung zum Tode, so sind die 
Kosten der Bestattung demjenigen zu ersetzen, der 
die Bestattung besorgt hat. 

(5) Führt die Impfung zum Tode, so werden dem 
Ehegatten des Verstorbenen und den Waisen Hin­
terbliebenenrenten in angemessener Höhe gewährt. 
Die Hinterbliebenenrente für Waisen wird bis zur 
Vollendung des 18. Lebensjahres, für ein unverhei­
ratetes Kind, das sich in Schul- oder Berufsausbil­
dung befindet oder das bei Vollendung des 18. Le~ 
bensjahres infolge körperlicher oder geistiger Ge­
brechen außerstande ist, sich selbst z_u unterhalten, 
bis zur Beendigung dieses Zustandes, längstens bis 
zur Vollendung des 25. Lebensjahres, gewährt. Ein­
künfte der Hinterbliebenen auf Grund der früheren 
Erwerbstätigkeit des Verstorbenen sind zu berück­
sichtigen. 

(6) Eine Erziehungsbeihilfe in angemessener Höhe 
wird dem Geschädigten oder seinen Hinterbliebenen 
für die unterhalts- oder versorgungsberechtigten 
Kinder längstens bis zur Vollendung des 25. Lebens­
jahres gewährt, um diesen eine ihren Fähigkeiten 
entsprechende Schul- oder Berufsausbildung zu er­
möglichen, soweit diese einen besonderen Aufwand 
erfordert. 

§ 54 

(1) Die berufsfördernden Maßnahmen bestehen 
in Berufsausbildung, beruflicher Fortbildung, Berufs­
umschulung und nachgehenden Maßnahmen. Bei der 
Einleitung arbeits- und berufsfördernder Maßnah­
men und vor Eingliederung in das Erwerbsleben 
sind die Dienststellen der Bundesanstalt für Arbeits­
vermittlung und Arbeitslosenversicherung und die 
sonstigen hierfür zuständigen Stellen zu beteiligen. 

(2) Der Anspruch auf berufliche Fortbildung oder 
berufliche Umschulung besteht nur insoweit, als der 
Gesundheitsschaden die Ausübung der bisherigen 
oder der angestrebten Berufstätigkeit wesentlich 
beeinträchtigt oder die Erlernung eines neuen Be­
rufs notwendig macht. Der Anspruch auf berufsför­
dernde Maßnahmen entfällt, wenn durch sie die 
Herstellung, die Wiedererlangung oder eine Besse­
rung der beruflichen Leistungsfähigkeit in ange­
messener Zeit nicht zu erwarten ist. 

§ 55 

Die Entschädigungsleistungen nach § 52 beginnen 
mit dem Tage, an dem die Voraussetzungen für ihre 
Gewährung erfüllt sind, die Erziehungsbeihilfe und 
die berufsfördernden Maßnahmen jedoch frühestens 
mit dem Tage der Anmeldung des Anspruchs. 

§ 56 

(1) Der Geschädigte hat seinen Anspruch inner­
halb einer Frist von drei Monaten nach Erlangung 
der Kenntnis von dem Impfschaden bei der zustän­
digen Behörde geltend zu machen. Bei später ein­
gehenden Anträgen werden die Entschädigungs­
leistungen frühestens vom Tage der Antragstellung 
an gewährt. 

(2) Nach Ablauf eines Jahres seit dem Beginn 
der Frist nach Absatz 1 ist die Geltendmachung des 
Anspruchs ausgeschlossen, es sei denn, daß sich der 
Gesundheitsschaden später wesentlich verschlimmert 
hat oder daß der Geschädigte unverschuldet an der 
rechtzeitigen Geltendmachung des Anspruchs gehin­
dert war. In diesen Fällen ist der Anspruch inner­
halb von drei Monaten nach Erlangung der Kennt­
nis von der Verschlimmerung oder dem Wegfall des 
Hindernisses geltend zu machen. 

§ 57 

(1) Für Gegenstände, die infolge einer Maß­
nahme nach § 39 vernichtet oder beschädigt worden 
sind, ist dem Eigentümer auf Antrag eine .Entschä­
digung zu gewähren. Die Höhe der Entschädigung 
bemißt sich im Falle der Vernichtung eines Gegen­
standes nach dessen gemeinem Wert, im Falle der 
Beschädigung nach den für eine sachgemäße In­
standsetzung erforderlichen Kosten. Bei der Bemes­
sung ist eine durch die Instandsetzung nicht zu be­
hebende Wertminderung zu berücksichtigen. Die 
Höhe der Entschädigung darf den gemeinen Wert 
nicht übersteigen, den der Gegenstand ohne die Be­
schädigung gehabt hätte. 

(2) Der Antrag ist innerhalb von drei Monaten 
nach Erlangung der Kenntnis von der Vernichtung 
oder der Beschädigung bei der zuständigen Behörde 
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zu stellen. Fristversäumnis gilt als Verzicht auf den 
Anspruch, es sei denn, daß ein triftiger Grund für 
die nicht fristgerechte Geltendmachung vorliegt. 
Nach Ablauf von zwei Jahren seit dem schädigen­
den Ereignis ist die Geltendmachung des Anspruchs 
ausgeschlossen. 

§ 58 

Eine Entschädigung wird nicht gewährt 
1. für Gegenstände, deren Eigentümer der Bund, 

ein Land oder eine sonstige Gebietskörper­
schaft ist, 

2. wenn derjenige, dem die Entschädigung zu­
stehen würde, die Gegenstände an sich ge­
bracht hat, obwohl er wußte oder den Umstän­
den nach annehmen mußte, daß sie mit dem 
Krankheitsstoff behaftet oder auf behördliche 
Anordnung zu vernichten oder zu entseuchen 
waren, 

3. wenn derjenige, dem die Entschädigung zu­
stehen würde oder in dessen Gewahrsam die 
beschädigten oder vernichteten Gegenstände 
sich befanden, zu der Maßnahme durch eine 
Zuwiderhandlung gegen dieses Gesetz oder 
auf Grund dieses Gesetzes erlassene Anord­
nung Veranlassung gegeben hat. 

§ 59 

Verpflichtet zur Zahlung der Entschädigung nach 
§ 49 ist das Land, in dem das Verbot erlassen wor­
den ist, in den Fällen des § 17 das Land, in dem die 
verbotene Tätigkeit ausgeübt worden ist. Verpflich­
tet zur Zahlung der Entschädigungen nach den §§ 51 
und 57 ist das Land, in dem der Schaden verursacht 
worden ist. 

§ 60 

Die nach den Bestimmungen dieses Abschnitts 
zu zahlenden Entschädigungen sind unpfändbar; 
§ 850b Abs. 2 und 3 der Zivilprozeßordnung gilt 
entsprechend. 

§ 61 

Für Streitigkeiten über Entschädigungsansprüche 
aus diesem Gesetz ist der ordentliche Rechtsweg 
gegeben. 

Achter Abschnitt 

Kosten 

§ 62 
(1) Die Kosten für 

a) die Ubermittlung der Meldungen nach §§ 3, 
8 und 9, 

b) die Anzeigen nach § 6 Abs. 1 und 3, 
c) die Durchführung von Ermittlungen nach 

§§ 31 und 32, 
d) die Durchführung von Schutzmaßnahmen 

nach §§ 36 und 37, 
e) die Schutzimpfungen in den Gesundheits­

ämtern nach § 14 oder auf Grund des § 15, 

f) die Impfbücher nach § 16, 

g) die Untersuchungen nach § 47 Abs. 3 sowie 
die Wiederholungsuntersuchungen nach 
§ 47 Abs. 1 und § 48 Abs. 1 durch die Ge­
sundheitsämter 

sind aus öffentlichen Mitteln zu bestreiten, soweit 
nicht auf Grund anderweitiger gesetzlicher Vor­
schriften oder auf Grund Vertrages Dritte zur 
Kostentragung verpflichtet sind. Im übrigen richten 
sich die Gebührenpflicht und die Höhe der Gebühren 
nach Landesrecht. 

(2) Wer die öffentlichen Mittel aufzubringen hat, 
bleibt der Regelung durch die Länder vorbehalten. 

Neunter Abschnitt 

Straf- und Bußgeldvorschriften 

§ 63 

(1) Wer vorsätzlich eine der in § 37 Abs. 1 Satz 1 
bezeichneten Krankheiten verbreitet, wird mit Ge­
fängnis nicht unter sechs Monaten bestraft, soweit 
nicht die Tat in anderen Vorschriften mit einer 
schwereren Strafe bedroht ist. Daneben kann auf 
Geldstrafe erkannt werden. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 64 

(1) Wer vorsätzlich als Unternehmer oder In­
haber einer Wasserversorgungsanlage Wasser als 
Trinkwasser oder als Brauchwasser für die in § 11 
Abs. 1 bezeichneten Betriebe abgibt oder anderen 
zur Verfügung stellt, das den Anforderungen einer 
nach § 11 Abs. 2 Satz 1 erlassenen Rechtsverord­
nung nicht entspricht, wird mit Gefängnis bis zu 
zwei Jahren und mit Geldstrafe oder mit einer die­
ser Strafen bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer vorsätzlich 
1. ohne die nach § 19 erforderliche Erlaubnis 

die dort bezeichneten Krankheitserreger 
einführt, ausführt, aufbewahrt, abgibt oder 
mit ihnen arbeitet, 

2. entgegen der Vorschrift des § 26 Krank­
heitserreger an Personen abgibt, die nicht 
im Besitz der vorgeschriebenen Erlaubnis 
sind, 

3. entgegen der Vorschrift des § 27 Krank­
heitserreger zur Schädlingsbekämpfung ver­
wendet, 

4. sich einer zwangsweise vollzogenen Abson­
derung (§ 37 Abs. 3) entzieht, 

5. entgegen der Vorschrift des § 17 Personen 
beschäftigt oder eine Tätigkeit ausübt oder 
wer entgegen einer vollziehbaren Anord­
nung nach § 38 eine Tätigkeit ausübt. 

(3) Wer durch eine der in den Absätzen 1 oder 2 
bezeichneten Handlungen vorsätzlich eine der in 
§ 3 Abs. 1 und 2 bezeichneten Krankheiten verbrei­
tet, wird mit Gefängnis nicht unter drei Monaten 
bestraft, soweit die Tat nicht in § 63 mit Strafe be­
droht ist. Neben der Freiheitsstrafe kann auf Geld­
strafe erkannt werden. 
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(4) Wer fdhrlässi~J eine der in den Absätzen 1 
oder 2 bezeichneten llandlun~J('n begeht, wird mit 
Gefängnis bis zu einem Jahr und mil Geldstrafe 
oder mit einer dieser Slrnfon bestraft. 

§ 65 

(1) Wer als Veranslciltcr odc~r Leiter einer Ver­
anstaltung oder wer als Inhaber einer der in § 43 
bezeichneten Einrichtungen vorsätzlich gegen eine 
auf Grund des § 43 erlassene vollziehbare Anord­
nung verstößt, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jah­
ren und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen 
bestraft. 

(2) Wer durch die in Absatz 1 bezeichnete Hand­
lung vorsätzlich eine der in § 3 Abs. 1 und 2 be­
zeichneten Krankheiten verbreitet, wird mit Ge­
fängnis nicht unter drei Monaten bestraft, soweit 
die Tat nicht in § 63 mit Strafe bedroht ist. Neben 
der Freiheitsstrafe kann auf G(~ldstraf e erkannt wer­
den. 

(3) Wer fahrlässig die in Absatz 1 bezeichnete 
Handlung begeht, wird mit Geldstrafe oder mit Ge­
fängnis bis zu drei Monaten bestraft. 

§ 66 

Wer vorsätzlich an einer durch eine vollziehbare 
Anordnung nach § 43 verbotenen Veranstaltung 
teilnimmt, wird mit Gcldstrnfo oder mit Gefängnis 
bis zu drei Monaten bestraft. 

§ 67 

Wer vorsätzlich entgegen der Vorschrift des § 30 
eine der in § 3 Abs. l und 2 bezeichneten Krank­
heiten behandelt, wird mit GeUingnis bis zu einem 
Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Stra­
fen bestraft. 

§ 68 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, insbesondere 
ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis, das ihm als 
Angehörigem einer mit der Ausführung dieses Ge­
setzes betrauten Behörde oder als amtlich zugezo­
genem Sachverständigen bei seiner Tätigkeit auf 
Grund dieses Gesetzes bekanntgeworden ist, unbe­
fugt offenbart oder verwertet, wird mit Gefängnis 
bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer 
dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Ti:iter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einem Dritten einen Vermögens­
vorteil zu verschaffen oder jemanden zu schädigen, 
so ist die Strafe Gefängnis bis zu zwei Jahren. Da­
neben kann auf Geldstra.fe erkannt werden. 

(3) Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des Ver­
letzten ein. 

§ 69 

(1) Ordnungswidrig handQlt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. der ihm nach §§ 3 bis .5, auf Grund einer 
Rechtsverordnung nach § 7 oder 8 oblie­
genden Pflicht zur Meldung oder der ihm 
nach § 6 Abs. 1, 3, 4, § 24 oder 36 Abs. 2 
Satz 3 obliegenden Pflicht zur Anzeige 
nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt, 

2. die Pflicht zur Mitteilung nach § 6 Abs. 2, 
3 oder zur Benachrichtigung nach § 48 
Abs. 2 verletzt, 

3. die Auskunft nach § 12 Abs. 1 Satz 3, 
§ 32 Abs. 2 Satz 2 oder § 36 Abs. 2 Satz 3 
nicht, unrichtig, unvollständig oder nicht 
fristgemäß erteilt, 

4. als impfender Arzt die Eintragung nach 
§ 16 nicht, unrichtig oder unvollständig 
vornimmt, 

5. eine Person entgegen § 18 Abs. 1 einstellt, 
ohne daß ihm das erforderlime Zeugnis 
vorliegt, oder entgegen § 18 Abs. 2 Satz 2 
weiterbeschäftigt oder als Unternehmer 
entgegen § 18 Abs. 5 eine Tätigkeit ausübt, 

6. einer Auflage nach § 22 Abs. 4 Satz 2 
zuwiderhandelt, 

7. die Ausübung der in § 10 Abs. 1 Satz 2, 
§ 12 Abs. 1 Satz 3, § 25 Satz 2, § 32 Abs. 1, 
2 Satz 1, Abs. 3 Satz 1, 2, Abs. 4 Satz 1 
oder § 36 Abs. 2 Satz 2, 3 bezeichneten 
Befugnisse nicht duldet oder entgegen § 12 
Abs. 1 Satz 3 oder § 25 Satz 2 Räume, An­
lagen oder Einrichtungen nicht zugänglich 
macht, 

8. entgegen § 25 Satz 2 Bücher oder sonstige 
Unterlagen nicht vorlegt oder entgegen 
§ 32 Abs. 3 Satz 2 Untersuchungsmaterial 
nicht bereitstellt, 

9. einer Vorladung des Gesundheitsamtes 
nach § 32 Abs. 2 Satz 2 oder § 36 Abs. 2 
Satz 3 nicht Folge leistet, 

10. einer vollziehbaren Anordnung auf Abson­
derung nach § 37, auf Entseuchung, Ent­
wesung oder Entrattung oder Unter­
sagung der Benutzung von Räumen nach 
§ 39 oder 40 oder einer Anordnung nach 
§ 42 über die Behandlung von Leichen zu­
widerhandelt, 

11. entgegen § 45 Abs. 1 bis 3 die dort be­
zeichneten Räume betritt oder Einrichtun­
gen benutzt oder der ihm nach § 45 Abs. 4 · 
obliegenden Verpflichtung nicht nach­
kommt. 

(2) Soweit den in § 34 Abs. 2 bezeichneten Per­
sonen Verpflichtungen auferlegt sind, gilt Absatz 1 
auch für sie. 

(3) Ordnungswidrig handelt ferner, wer, abge­
sehen von den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1, vorsätz­
lich oder fahrlässig einer Vorschrift einer auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnung zuwi­
derhandelt, soweit die Rechtsverordnung auf diese 
Bußgeldvorschrift verweist. 

(4) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie vor­
sätzlich begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu 
5000 Deutsche Mark, wenn sie fahrlässig begangen 
ist, mit einer Geldbuße bis zu 2000 Deutsche Mark 
geahndet werden. 

(5) Die Verfolgung einer Ordnungswidrigkeit ver­
jährt in zwei Jahren. 
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§ 70 

Wer durch eine~ der in § 69 Abs. 1 oder 2 be­
z(jchne{Qn vorsälzlichcn Handlungen vorsätzlich 
eine der in § 3 Abs. 1 und 2 bezeichneten Krank­
heiten verbreitet, wird mit Gefängnis bestraft, so­
weit die Tat nicht in § 63 mit Strafe bedroht ist. 
Neben der Freiheitsstrafe kann auf Geldstrafe 
erkcmnt werden. 

§ 71 

(l) Suchen, auf die sich eine in § 64 Abs. 2 
oder 4 in Verbindung mit Absatz 2 mit Strafe be„ 
drohle Handlung bezü~ht, können eingezogen wer­
den, wenn sie nach ihrer Art und den Umständen 
die Allgemeinheit gefährden oder wenn die Gefahr 
bcsleht, daß sie der Begehung weiterer mit Strafe 
bedrohter Handlungen dienen werden. 

(2) Kann wegen der Tat keine bestimmte Per­
son verfolgt oder verurteilt werden, so kann auf 
Einziehung selbständig erkannt werden, wenn die 
Voraussetzungen, unter denen die Einziehung zu­
gelassen ist, im übrigen vorliegen. 

§ 72 

(1) Stand das Eigentum zur Zeit der Rechtskraft 
der Entscheidung über die Einziehung einem Dritten 
zu oder war die Sache mit dem Recht eines Dritten 
belastet, so wird dieser aus der Staatskasse unter 
Berücksichtigung des Verkehrswertes angemessen 
in Geld entschädigt. 

(2) Die Entschädigungspflicht entfällt, wenn 

1. der Dritte wenigstens leichtfertig dazu 
beigetragen hat, daß die Sache Gegen­
stand der Tat oder ihrer Vorbereitung 
oder einer mit ihr in Zusammenhang ste­
henden anderen mit Strafe bedrohten 
Handlung gewesen ist, 

2. er aus der Tat in verwerflicher Weise 
einen Vermögensvorteil gezogen hat, 

3. er den Gegenstand in Kenntnis der Um­
stände, die die Einziehung zulassen, in 
verwerflicher Weise erworben hat oder 

4. es nach den Umständen, welche die Ein­
ziehung begründet haben, auf Grund von 
Rechtsvorschriften außerhalb des Straf­
rechts zulässig wäre, den Gegenstand dem 
Dritten ohne Entschädigung dauernd zu 
entziehen. 

§ 73 

Vie Straf- und Bußgeldvorschriften der §§ 64, 65, 
69, 70 gelten auch für denjenigen, der als Mitglied 
des zur gesetzlichen Vertretung berufenen Organs 
einer juristischen Person handelt. 

Zehnter Abschnitt 

Ubergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 74 

Personen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens die­
ses Gesetzes eine der in § 17 bezeichneten Tätig­
keiten ausüben, haben sich nach Anordnung der 

zuständigen Behörde, die binnen eines Jahres nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes zu ergehen hat, 
im Gesundheitsamt darauf untersuchen zu lassen, 
ob Hinderungsgründe nach § 17 vorliegen. Verwei­
gern sie die Untersuchung, so dürfen sie die Tätig­
keit nicht weiterausüben. § 18 Abs. 3 und 4 gilt 
entsprechend. 

§ 75 

Eine nach den bisherigen Vorschriften erteilte 
Erlaubnis für das Arbeiten und den Verkehr mit 
Krankheitserregern gilt als Erlaubnis im Sinne des 
§ 19 Abs. 1. Der Erlaubnisinhaber hat innerhalb 
eines Jahres nach dem Inkrafttreten der nach § 29 
zu erlassenden Rechtsverordnung die an die Räume 
und Einrichtungen zu stellenden Anforderungen zu 
erfüllen. 

§ 76 

Innerhalb einer Frist von zwei Jahren nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes dürfen bei . den be­
hördlich angeordneten Entseuchungen und Entwe­
sungen auch andere als die in § 41 bezeichneten 
Mittel und Verfahren verwendet werden. 

§ 77 

(1) Welche Stellen zuständige Behörden im Sinne 
dieses Gesetzes sind, bestimmt, soweit eine landes­
rechtliche Regelung nicht besteht, die Landesregie­
rung. 

(2) Die Senate der Länder Berlin, Bremen und 
Hamburg werden ermächtigt, die Vorschriften die­
ses Gesetzes über die Zuständigkeit von Behörden 
dem besonderen Verwaltungsaufbau ihrer Länder 
anzupassen. 

§ 78 

(1) Im Bereich der Bundeswehr obliegt der Voll­
zug dieses Gesetzes den zuständigen Stellen der 
Bundeswehr, soweit er betrifft 

a) Personen, die in Unterkünften oder son­
stigen Einrichtungen der Bundeswehr un­
tergebracht sind, 

b) Soldaten, die dauernd oder vorübergehend 
außerhalb der in Buchstabe a bezeichneten 
Einrichtungen wohnen, 

c) Angehörige der Bundeswehr auf dem 
Transport, bei Märschen, in Manövern und 
Ubungen, 

d) die Untersuchungen nach §§ 18 und 74 
bei Personen, die in Einrichtungen der Bun­
deswehr eine der in § 17 bezeichneten 
Tätigkeiten ausüben, 

e) Grundstücke, Einrichtungen, Ausrüstungs­
und Gebrauchsgegenstände der Bundes­
wehr. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Buchstabe b sind 
die Maßnahmen zur Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten im Benehmen mit dem zuständigen 
Gesundheitsamt zu treffen. In den Fällen des Absat­
zes 1 Buchstabe d ist bei Zivilpersonen das zustän­
dige Gesundheitsamt unverzüglich von dem Ergeb­
nis der Untersuchungen zu unterrichten. 
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(3) Bei Zivilbediensteten, die außerhalb der in 
Absatz 1 Buchstabe a bezeichneten Einrichtungen 
wohnen, sind die Maßnahmen zur Bekämpfung über­
tragbarer Krankheiten im Benehmen mit der zu­
ständigen Stelle der Bundeswehr zu treffen. 

(4) In den Fällen des Absatzes 2 kann bei Gefahr 
im Verzuge das Gesundheitsamt, in den Fällen des 
Absatzes 3 die zuständige Stelle der Bundeswehr 
vorltiufige Maßnahmen treffen. 

(5) Der Bundesminister des Innern wird ermäch­
tigt, im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Verteidigung durch allgemeine Verwaltungsvor­
schriften mit Zustimmung des Bundesrates zu be­
stimmen, inwieweit sich die Gesundheitsämter und 
die zuständigen Stellen der Bundeswehr von dem 
Auftreten oder dem Verdacht des Auftretens einer 
übertragbaren Krankheit gegenseitig zu benachrich­
tigen und inwieweit sie sich bei den Ermittlungen 
gegenseitig zu unterstützen haben. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht im Land 
Berlin. 

§ 79 

(1) Im Bereich der Deutschen Bundesbahn obliegt 
der Vollzug dieses Gesetzes den zuständigen Stel-­
len der Deutschen Bundesbahn, soweit er betrifft 

a) die Aufgaben des Gesundheitsamtes und 
der zuständigen Behörde nach §§ 1 und 12, 

b) die Untersuchungen nach §§ 18 und 74 bei 
Bundesbahnbediensteten. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Buchstabe b 
ist das zuständige Gesundheitsamt unverzüglich 
von dem Ergebnis der Untersuchungen zu unter­
richten. Maßnahmen nach § 11 Abs. 4 sind im Be­
nehmen mit dem zuständigen Gesundheitsamt zu 
treffen. Die zuständige Stelle der Deutschen Bundes­
bahn unterrichtet jährlich einmal das zuständige Ge­
sundheitsamt von dem Ergebnis der Uberwachung 
der Wasserversorgungsanlagen und gibt dessen Be­
auftragten Gelegenheit, die Wasserversorgungs­
anlagen zu besichtigen. 

(3) Trifft die zuständige Behörde oder das Ge­
sundheitsamt auf Grund dieses Gesetzes Maßnah­
men im Bereich der Deutschen Bundesbahn, so ist 
die Deutsche Bundesbahn unverzüglich zu unter­
richten. 

§ 80 
Unberührt bleiben 

1. das Reichsimpfgesetz vom 8. April 1874 (Reichs­
gesetzbl. S. 31), 

2. die lebensmittelrechtlichen Vorschriften, 

3. die Vorschriften des Viehseuchenrechts, des 
Fleischbeschaurechts und des Tierkörperbesei­
tigungsrechts, 

4. die Eisenbahnverkehrsordnung vom 8. Septem­
ber 1938 (Reichsgesetzbl. II S. 663), 

5. wasserrechtliche Vorschriften des Bundes und 
der Länder, 

6. das Gesetz über die Ausübung des Berufs der 
medizinisch-technischen Assistentin vom 21. De­
zember 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 981), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Änderung des 

Gesetzes über die Ausübung des Berufs der 
medizinisch-technischen Assistentin vom 18. Juli 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1011), 

7. landesrechtliche Vorschriften über das Verbot 
der Ausübung bestimmter Tätigkeiten oder der 
Beschäftigung in bestimmten Betrieben, soweit 
die Verbote über diejenigen des § 17 hinaus­
gehen oder sich auf weitere als die darin be­
zeichneten Personen erstrecken, 

8. landesrechtliche Vorschriften über das Leichen­
wesen. 

§ 81 
(1) Das Soldatengesetz vom 19. März 1956 (Bun~ 

desgesetzbl. I S. 114) wird wie folgt geändert: 

1. § 17 Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
,,Der Soldat muß ärztliche Eingriffe in seine kör­
perliche Unversehrtheit gegen seinen Willen 
nur dann dulden, wenn es sich um Maßnahmen 
handelt, die der Verhütung und Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten dienen; das Grund­
recht nach Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 des Grund­
gesetzes wird insoweit eingeschränkt." 

2. Hinter § 17 Abs. 4 Satz 3 wird folgender Satz ein­
gefügt: 

„Die Vorschriften des § 32 Abs. 3 Satz 4 des 
Bundes-Seuchengesetzes vom 18. Juli 1961 (Bun­
desgesetzbl. I S. 1012) bleiben unberührt." 

(2) Absatz 1 gilt nicht im Land Berlin. 

§ 82 

(1) § 13 des Milchgesetzes vom 31. Juli 1930 
(Reichsgesetzbl. I S. 421) wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 erhalten die Nummern 1 bis 3 fol„ 
gende Fassung: 

,, 1. an Typhus abdominalis, Paratyphus A und B, 
Enteritis infectiosa (Salmonellose), Ruhr, He­
patitis infectiosa oder Scharlach erkrankt 
oder dessen verdächtig sind, 

2. an ansteckungsfähiger Tuberkulose oder an 
ansteckenden Hautkrankheiten erkrankt sind, 

3. Erreger von Typhus abdominalis, Paratyphus 
A und B, Enteritis infectiosa (Salmonellose) 
oder Ruhr dauernd oder zeitweilig ausschei­
den oder dessen verdächtigt sind,"; 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

,, (5) Unberührt bleiben Vorschriften des Bun­
des- oder Landesrechts, die über den Absatz 1 
hinausgehen. Die Absätze 1 bis 4 finden keine 
Anwendung, soweit in § 17 Buchstabe a des 
Bundes-Seuchengesetzes vom 18. Juli 1961 (Bun­
desgesetzbl. I S. 1012) eine besondere Regelung 
getroffen ist." 

(2) § 45 des Milchgesetzes wird wie folgt geändert: 
In Absatz 1 werden hinter dem Wort „Gefängnis" 
die Worte „bis zu zwei Jahren" eingefügt. 

§ 83 

Es werden aufgehoben 
1. die §§ 7, 8 Satz 1 und 2 und § 12 des Geset­

zes zur Bekämpfung der Papageienkrankheit 
(Psittacosis) und anderer übertragbarer Krank­
heiten vom 3. Juli 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 532), 
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2. die Artikel 12, 13 und 14 der Verordnung zur 
Bekümplun~J der Papageienkrankheit (Psitta­
cosis) vom 14. Augusl 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 774). 

§ 84 

Dieses Gesclz gill nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts­
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas­
sen werden, gellen im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberlei tungsgese tzes. 

§ 85 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1962 in Kraft. 

Gleichzeitig treten außer Kraft 

das Gesetz, betreffend die Bekämpfung gemeinge­
fährlicher Krankheiten, vom 30. Juni 1900 (Reichs­
gesetzbl. S. 306), 

die Bekanntmachung, betreffend die Ein- und 
Durchfuhrbeschränkungen zur Abwehr von Cho­
lera- und Pestgefahr, vom 4. Juli 1900 (Reichsge­
setzbl. S. 555), 

die Bekanntmachung, betreffend Bestimmungen zur 
Ausführung des Gesetzes über die Bekämpfung ge­
meingefährlicher Krankheiten, vom 6. Oktober 1900 
(Reichsgesetzbl. S. 849), 

die Bekanntmachung, betreffend Bestimmungen zur 
Ausführung des Gesetzes über die Bekämpfung ge­
meingefährlicher Krankheiten, vom 21. Februar 1904 
(Reichsgesetzbl. S. 67), 

die Bekanntmachung, betreffend Desinfektionsan­
weisungen für gemeingefährliche Krankheiten, vom 
11. April 1907 (Reichsgesetzbl. S. 95), 

die Bekanntmachung, betreffend Abänderung der 
Ausführungsbestimmungen zu dem Gesetz über die 
Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, vom 
5. April 1907 (Reichsgesetzbl. S. 91), 
die Bekanntmachung, betreffend Änderung der Be­
stimmungen zur Ausführung des Gesetzes über die 
Bekämpfung gemeingefi:i.hrlicher Krankheiten, vom 
10. Juli 1913 (Reichsgesetzbl. S. 572), 

die Bekanntmachung, betreffend Abänderung der 
Ausführungsbestimmungen zu dem Gesetz über die 
Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, vom 
12. Januar 1916 (Reichsgesetzbl. S. 29), 

das Gesetz, betreffend die Bekämpfung übertrag­
barer Krankheiten, vom 28. August 1905 (Gesetz­
sammlung für die Königlichen Preußischen Staaten 
s. 373), 

das Gesetz zur Abänderung des Gesetzes vom 
28. August 1905, betreffend die Bekämpfung über­
tragbarer Krankheiten, vom 23. Juni 1924 (Preußi­
sche Gesetzsammlung S. 566), 

das Gesetz für eine zweite Abänderung des Ge­
setzes vom 28. August 1905 über die Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten, vom 25. Mai 1926 (Preu­
ßische Gesetzsammlung S. 165), 

das Gesetz über eine dritte Änderung des Gesetzes, 
betreffend die Bekämpfung übertragbarer Krank­
heiten, vom 10. August 1934 (Preußische Gesetz­
sammlung S. 347), 

das Gesetz zur Bekämpfung der Tuberkulose vom 
4. August 1923 (Preußische Gesetzsammlung S. 374) 
in der Fassung des Gesetzes vom 24. März 1934 
(Preußische Gesetzsammlung S. 229), 

die Bestimmungen über die wechselseitige Benach­
richtigung der Militär- und Polizeibehörden vom 
24. Februar 1920 (Reichsgesetzbl. S. 298), zuletzt ge-­
ändert durch Verordnung vom 4. April 1937 
(Reichsgesetzbl. I S. 444), 

die Verordnung zur Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten vom 1. Dezember 1938 (Reichsge­
setzbl. I S. 1721), 

die Verordnung zur Änderung der Verordnung 
zur Bekämpfung übertragbarer Krankheiten vom 
21. August 1948 (Bereinigte Sammlung des bayeri­
schen Landesrechts II. Band S. 111), 

die Verordnung Nr. 342 der Landesregierung zur 
Abänderung der Verordnung zur Bekämpfung über­
tragbarer Krankheiten vom 28. April 1948 (Regie­
rungsblatt der Regierung Württemberg-Baden S. 64), 

die Verordnung zur Änderung der Verordnung zur 
Bekämpfung übertragbarer Krankheiten vom 6. Au­
gust 1948 (Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bre­
men S. 119), 

die Bekanntmachung einer Änderung der Verord­
nung zur Bekämpfung übertragbarer Krankheiten 
vom 3. September 1946 (Hamburgisches_ Gesetz- und 
Verordnungsblatt S. 92), 

die Verordnung zur Änderung der Verordnung 
zur Bekämpfung übertragbarer Krankheiten vom 
16. Juli 1947 (Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Schleswig-Holstein S. 17), 

die Zweite Verordnung zur Änderung der Verord­
nung zur Bekämpfung übertragbarer Krankheiten 
vom 13. Februar 1952 (Gesetz- und Verordnungs­
blatt für Schleswig-Holstein S. 21), 

das Landesgesetz zur Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten vom 9. Januar 1952 (Badisches Gesetz­
und Verordnungsblatt S. 17), 

das Gesetz zur Ergänzung von Vorschriften über 
Verhütung und Bekämpfung übertragbarer Krank­
heiten (Seuchenbekämpfungs-Ergänzungsgesetz) vom 
8. November 1951 (Gesetz- und Verordnungsblatt 
für Berlin S. 1105), 

die Durchführungsverordnung zum Seuchen­
bekämpfungs-Ergänzungsgesetz vom 26. März 1952 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin S. 208), 

das Gesetz zur Abänderung der Verordnung zur 
Bekämpfung übertragbarer Krankheiten vom 28. De­
zember 1949 (Amtsblatt des Saarlandes 1950 S. 81), 

das Gesetz über die Entschädigung bei Erkrankun­
gen und Körperschäden als Folge von Impfungen 
(Impfschäden-Gesetz) vom 10. Februar 1953 (Gesetz­
und Verordnungsblatt des Landes Nordrhein-West­
falen S. 166) in der Fassung des Ersten Gesetzes zur 
Neuordnung und Vereinfachung der Verwaltung 
vom 23. Juli 1957 (Gesetz- und Verordnungsblatt 
des Landes Nordrhein-Westfalen S. 189), 

das Impfschadengesetz vom 6. Oktober 1958 (Ge­
setz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen 
s. 147), 
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die Bekanntmachung betreffend die Anzeigepflicht 
bei Erkrankungen und TodesJällcm an Milzbrand 
vom 28. September 1909 (Reichsgesetzbl. S. 933), 

die Verordnung zur Anderung der Verordnung zur 
Bekämpfung übertragbarer Krankheiten vom 1. De­
zember 1938, betreffend Ausdehnung der Melde­
pflicht auf aklive Lungentuberkulose, vom 1. Okto­
ber 1946 (Amtsblatt für Niedersachsen S. 89), 

(2) Gleichzei Lig treten außer Kraft 

der Runderlaß des Reichsminislers des Innern vom 
30. April 1942, betreffend Vorschriften gegen die 
Verbreitung übertragbarer Krnnkheiten durch 
Schulen, Kindcrheimt! und ähnlich(~ Einrichtungen 

(Ministerial-Blatt des Reich.s- und Preußischen Mini­
steriums des Innern Spalte 951), 

der Runderlaß des Reichsministers des Innern vom 
17. Juni 1942, betreffend Durchführungsbestimmun­
gen für die regelmäßige Röntgenuntersuchung der 
Lehrer (Ministerial-Blatt des Reichs- und Preußi­
schen Ministeriums des Innern Spalte l328), 

der Runderlaß des Reichsministers des Innern vom 
1. Dezember 1944 über die Durchführung des Schul­
Seuchenerlasses in Einrichtungen der Jugendhilfe 
(Ministerialblatt des Reichs- und Preußischen Mini­
steriums des Innern Spalte 1183), 

soweit diese Erlasse Bundesrecht sind. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 18. Juli 1961 

Der Bundespräsident 
Lübke 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Justiz 

Schäffer 

Der Bundesminister des Innern 
Dr. S c h r ö d e r 
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Verordnung zur Änderung der Siebenten Verordnung 
zur Durchführung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 

Vom 18. Juli 1961 

Auf Grund des § 162 des Gesetzes über Arbeits­
vcrrni ttl ung und Arbeitslosenversicherung (AVAVG) 
in der Fassung vorn 3. April 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 321), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Ände­
rung sozialrechtlicher Vorschriften vom 25. April 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 465), wird nach Anhörung 
des Bundesverbandes der Ortskrankenkassen, des 
Bundesverbandes der Landkrankenkassen und des 
Vorstandes der Bundesanstalt für Arbeitsvermitt­
lung und Arbeitslosenversicherung mit Zustimmung 
des Bundesrates verordnet: 

Artikel 

Die Siebente Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen­
versicherung vom 9. Juni 1959 (BundesgesetzbL I 
S. 287) wird wie folgt geändert: 

In § l wird nach dem Wort „beträgt" die Zahl „4" 
durch die Zahl „ 10" ersetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Oberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes­
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 209 Abs. 2 
A VA VG auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juli 
1958 in Kraft. 

Bonn, den 18. Juli 1961 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
In Vertretung 

Dr. C 1 au s s e n 
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Verkündungen im Bundesanzeiger 

Gemäß § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Verkündung von Rechtsverordnungen vom 30. Januar 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 23) wird auf tolgende im Bundesanzeiger verkündete Rechtsverordnungen nachrichtlich 
hingewiesen: 

Bezeichnung der Verordnung 

Schiffahrtpolizeiliche Anordnung der Wasser- und Schiffahrts­
direktion Hamburg über den Umschlag von explosionsgefähr­
lichen Gütern auf der Seeschiffahrtstraße Elbe 
Vom 23. Mai 1961 

Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über eine Zäh­
lung im Handel sowie im Gaststätten- und Beherbergungs­
gewerbe (Handelszühlungsgesetz 1960) im Saarland 
Vom 13. Juli 1961 

rv. Nachtrag zum Tarif für die Schiffahrtabgaben auf den 
Bundeswasserstraßen zwischen Ril(~m und Elbe vom 12. Fe­
brnar 1959 
Vom 5. Juli 1961 

Verkündet im 
Bundesanzeiger 
Nr vom 

133 14. 7.61 

134 15. 7.61 

134 15. 7.61 

Tag des 
Inkraft­
tretens 

20. 7.61 

16. 7.61 

Inkrafttreten 
gemäß Nr. 14 
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